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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Der Ungehorsam gegenüber rechtlichen Erlassen wurde aber nicht nur als Grenzfrage
zwischen Recht und Moral diskutiert, sondern auch unter dem Aspekt der
Funktionsfähigkeit des politischen Systems. Im Zusammenhang mit dem Widerstand im
Transportgewerbe gegen die von Volk und Ständen gutgeheissene
Schwerverkehrsabgabe und mit dem Zögern der Bundesrates, von seiner Kompetenz
zur Anordnung einer umstrittenen Tempobeschränkung im Strassenverkehr Gebrauch
zu machen, wurde der Ausdruck «Akzeptanz» für die Schweiz zum neuen politischen
Begriff. Es machte sich eine Tendenz geltend, Zumutbarkeit und Durchsetzbarkeit zu
massgebenden Kriterien für den Erlass rechtlicher Neuerungen zu erheben und die
Bedeutung der Konsensherstellung vor dem behördlichen Entscheid zu erweitern: nicht
nur der Möglichkeit des negativen Ausgangs einer Volksabstimmung soll die Regierung
vorbeugen, sondern auch der Gefahr einer verbreiteten Missachtung des rechtlich
endgültigen Entscheids durch Teile der Bevölkerung oder gar durch die Verwaltung
eines mit der Durchführung beauftragten nachgeordneten Gemeinwesens im
Bundesstaat. Solche Vorstellungen waren an sich nicht neu; bereits früher hatte man
gegenüber Steuererhöhungsabsichten auf eine wachsende Neigung zum
«Steuerwiderstand» hingewiesen oder im Zusammenhang mit der Gurtentragpflicht an
der Loyalität kantonaler Vollzugsorgane gezweifelt. Neu war die als Quasi-Legitimation
wirkende Begriffsbildung und die Rücksicht, welche die Behörden der erwähnten
Tendenz entgegenbrachten. Dabei dachte man freilich nicht in erster Linie an einen
ethisch begründeten Widerstand, sondern an den Willen zur Durchsetzung des
materiellen Interesses oder des blossen Beliebens. In der Presse wurde für die
Rechtssetzung zwar Rücksichtnahme auf das Volksempfinden und auf die
Leistungsfähigkeit der staatlichen Vollzugsorgane als Gebot politischer Klugheit
anerkannt, zugleich aber vor Führungsschwäche und Abhängigkeit der Behörden
gegenüber betroffenen Minderheiten gewarnt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.12.1984
PETER GILG

Nationale Identität

Für das 2020 angebrochene Jahrzehnt der 20er-Jahre wurden in den Medien Anfangs
Jahr verschiedene Zukunftsprognosen veröffentlicht, zudem wurde der Zeitpunkt
genutzt, um auf das vergangene Jahrzehnt zurückzublicken. Thematisch dominierten
bei den eher vage gehaltenen Vorhersagen der Klimawandel, geopolitische
Einschätzungen und allerlei technologische Entwicklungen – und ein gewisser
Optimismus. Keine Beachtung erhielt in diesen Prognosen anfänglich die Covid-19-
Pandemie; deren Auswirkungen wurden erst im März in Betracht gezogen.

Sehr wahrscheinlich werde die mittlerweile nicht mehr ganz so neue Blockchain-
Technologie an Bedeutung gewinnen, berichtete die Aargauer Zeitung. Nicht nur im
Bereich der Kryptowährungen, die sich zunehmend etablierten, auch bei Datenbanken
und allerlei anderen kryptografisch gesicherten Anwendungen könnte sich die
Blockchain einen festen Platz sichern. Im Bereich der Finanzen vertraue man hierbei
aber noch immer eher auf Banken. Ob dereinst mit der Blockchain ein Algorithmus als –
grob gesagt – dezentralisierte Kontroll- und Verschlüsselungsinstanz fungieren und das
Vertrauen der Bevölkerung gewinnen könne, müsse sich aber erst noch zeigen.
Auch für den deutschen Trendforscher und Publizisten Matthias Horx war klar, dass in
den 2020er-Jahren die Digitalisierung vorangetrieben werde: Als Jahrzehnt des
digitalen Aufräumens und des sogenannten «Humanistischen Digitalismus»
bezeichnete dieser die 2020er-Jahre in einem Interview mit der Aargauer Zeitung.
Nachdem in den 2010er-Jahren diesbezüglich vieles schiefgelaufen sei, etwa durch die
ungebremste Verbreitung von Fake-News und Hate-Speech, werde fortan die
Digitalisierung vermehrt von «menschlicheren» Anwendungsmöglichkeiten geprägt
sein, auch werde damit die unbegrenzte «Datensammelei» von Google und Co. bald ein
Ende haben. Wie dieser neue Umgang aussehen könnte, veranschaulichte Werner
Vogel, Technologiechef des Onlineriesen – und Datensammlers – Amazon, der die
digitale Sprachassistentin «Alexa» vertreibt, im Januar am WorldWebForum in Zürich.
Verbale Konversation, so Vogel, sei die natürlichste Art der Kommunikation. Dadurch,
dass Sprachbefehle das heute noch vorherrschende Tippen vielerorts ersetzen werden,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



werde die Kommunikation mit Computern humaner gestaltet.
Ferner werde sich laut Horx der durch die Klimaerwärmung bedingte Handlungsdruck in
allen Bereichen verstärken. Darauf werde man reagieren: Die Wirtschaft werde sich von
den fossilen Brennstoffen wegbewegen und neue Treibstoffe oder sichere Varianten
der Kernenergie werden an Bedeutung gewinnen, intelligente, dezentrale Stromnetze
werden flächendeckend Strom erzeugen und der weltweite Fleischkonsum werde eher
abnehmen. Geopolitisch, prognostizierte Horx, werde sich Europa mit seiner
humanistischen Tradition behaupten und mit dem autoritären Staatskapitalismus
Chinas, welches seine Einflusssphäre kontinuierlich expandiere, konkurrieren müssen.
Auch der Sonntags-Blick zitierte Horx' optimistische Einschätzungen: Trotz der weltweit
vielen Konflikte und Vertriebenen oder den verheerenden Waldbränden in Brasilien und
Australien sei es der Menschheit als Gesamtes nie besser gegangen, wenn auch durch
omnipräsente Negativschlagzeilen oft das Gegenteil vermittelt würde. Denn Frauen in
hohen Staatsämtern (Finnland, Neuseeland, Slowakei) und lebendige
Protestbewegungen wie in Hongkong, Italien oder weltweit die Klimajugend seien
durchaus positive Indikatoren für «gesellschaftliche Vitalität». Auch seien die
angesprochenen technologischen Fortschritte ernstzunehmende Lösungen für die
Klimakrise. Das Schlechte, resümierte Horx, werde natürlich fortbestehen. Doch das
heisse stets auch, dass die Welt mit Lösungen darauf reagieren werde, weshalb man mit
einer gewissen Zuversicht ins neue Jahrzehnt starten könne.

Im März dann hatte Horx abermals Gelegenheit, sich zu äussern, diesmal über den
Umgang mit der Corona-Pandemie. Sein ernüchterndes Fazit war, dass nach Corona
nichts mehr so sein werde, wie zuvor. Es gebe Momente, in denen die Zukunft die
Richtung ändere, und der Ausbruch des Coronavirus sei so ein Moment gewesen. Viele
seiner Einschätzungen für das angebrochene Jahrzehnt seien durch Corona in Frage
gestellt worden: Vielleicht werde der Technik-Hype abflauen, vielleicht werde man sich
mehr auf sich selbst und seine Mitmenschen besinnen und vielleicht werde man
merken, dass die Welt sich zu schnell drehe. Kurzum: Die langfristigen Folgen der
Pandemie müssten erst noch abgewartet werden. 2

Stimmung in der Bevölkerung

Qu'est-ce qui différencie la Suisse de 2020 de celle de 2010 ? C'est la question à
laquelle se sont intéressés les journalistes de la Weltwoche. En utilisant des données de
l'OFS, de l'OFSP, de la BNS, de l'administration fédérale des douanes et de la
Frankfurter Allgemeine Zeitung, ils nous apprennent notamment que la consommation
de viande a diminué de 52.4 kilogrammes par personne et par an en 2010 à 48.4
kilogrammes (données de 2018). Ce recul s'observe également et de manière plus
surprenante avec les légumes, dont la consommation est passée de 107.2 à 103.8
kilogrammes par personne et par an. Pour rester dans le domaine alimentaire, la
Weltwoche souligne également que les Suissesses et les Suisses ont réduit leur
consommation d'alcool. En effet, une personne lambda ne boit plus que 33.4 litres de
vin par année, alors qu'elle en consommait 43 litres en 2000 et encore 38.2 litres en
2010. La bière est elle aussi en perte de vitesse, sa consommation passant de 71 litres
en 1990 à 55.5 litres par personne et par année en 2020.
Dans le domaine technologique, l'émergence des smartphones est impressionnante:
alors que 43% des utilisateurs et utilisatrices de téléphone portable en possédaient en
2010, ce chiffre se monte maintenant à 91%. Une évolution d'autant plus fulgurante
lorsque l'on se rappelle l'année de l'arrivée du premier smartphone sur le marché:
2007. En revanche, la télévision est en perte de vitesse, en particulier chez les plus
jeunes. 
La population a évidemment augmenté, de 7.87 millions de personnes en 2010 à
presque 8.6 millions en 2020, mais pas autant que la fortune de la Banque nationale
suisse. De CHF 119.1 milliards en 2000, elle était passée à CHF 269.9 milliards en 2010.
Sous l'effet des interventions de la BNS pour lutter contre le franc fort notamment, la
fortune en devises étrangères, or, actions et obligations a fortement augmenté pour
atteindre en 2020 CHF 972.2 milliards.
Les primes d'assurance-maladie ont elles aussi connu une hausse au cours de cette
décennie. La prime mensuelle moyenne était de CHF 236.20 en 2010. 10 ans plus tard,
elle se monte à CHF 315.40. La sphère politique s'attelle depuis plusieurs années à
trouver des solutions pour freiner cette augmentation. Pour en évaluer la réussite,
rendez-vous au prochain pointage en 2030. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2020
MATHIAS BUCHWALDER
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Rechtsordnung

Rechtshilfe

Die Entwicklungshilfeorganisation «Erklärung von Bern» kritisierte den Vorschlag als
ungenügend. Insbesondere bemängelte sie, dass die Gewährung von Rechtshilfe auch in
Zukunft an die Strafbarkeit eines Verhaltens in der Schweiz gebunden ist; damit bleiben
Steuerhinterziehung (nicht aber Steuerbetrug) und Verstösse gegen nationale
Kapitalexportrestriktionen ausgeklammert. Kritik kam aber auch von den
Untersuchungsbehörden, welche befürchteten, dass die neue Prozedur immer noch zu
langsam für eine effektive Verbrechensbekämpfung sein werde. Der Staatsanwalt des
Kantons Genf forderte, zumindest für die Auslieferung von Bankauszügen und anderen
Dokumenten sämtliche Einsprachemöglichkeiten abzuschaffen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.1995
HANS HIRTER

Datenschutz und Statistik

Nachdem der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019 den vom Bundesrat
eingeschlagenen Weg in Richtung E-ID fast unverändert weitergegangen war, wurde in
den Medien diskutiert, ob die E-ID, wenn sie wie im Gesetzesentwurf vorgesehen von
privaten Anbietern herausgegeben wird, auf genügend Vertrauen in der Bevölkerung
stossen werde. In diesem Zusammenhang wurden vor allem Datenschutzbedenken
vorgebracht, da der private Herausgeber der E-ID auch über deren Nutzung Bescheid
wüsste. Da diese Daten mit erheblichem Missbrauchspotenzial behaftet sind, wurde
angezweifelt, dass die Schweizerinnen und Schweizer diese in die Hände von privaten
Anbietern legen wollten. Um aufzuzeigen, «dass die Mehrheit der Schweizer
Bevölkerung nicht hinter einer E-ID steht, die von privaten Firmen herausgegeben
wird», so Daniel Graf gegenüber der NZZ, lancierten Grafs Politikplattform Wecollect,
die Stiftung für Konsumentenschutz und die Digitale Gesellschaft eine repräsentative
Umfrage.
Ebendiese Umfrage förderte Ende Mai zutage, dass das Konzept des Bundesrates mit
den privaten Identity Providern bei der Schweizer Stimmbevölkerung durchfällt. 87
Prozent der 973 Befragten wünschten sich, die E-ID solle vom Staat herausgegeben
werden, wohingegen sich nur 2 Prozent für die privatwirtschaftliche Lösung
aussprachen. 75 Prozent der Befragten haben in Bezug auf den Datenschutz das
grössere Vertrauen in den Staat als in private Anbieter; gemäss Sara Stalder,
Geschäftsleiterin der SKS, bestehe bei privaten Unternehmen die Gefahr, dass sie die
persönlichen Daten für kommerzielle Zwecke nutzten. Die Allianz aus
Konsumentenschutzorganisationen, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Public Beta
und der Plattform Wecollect erhoffte sich, mit diesen Ergebnissen den Ständerat unter
Druck zu setzen, die Gesetzesvorlage in der bevorstehenden Sommersession an den
Bundesrat zurückzuweisen, damit dieser ein neues Konzept erarbeite.
Die RK-SR befasste sich in der Zwischenzeit mit dem Gesetz, lehnte einen
entsprechenden Rückweisungsantrag ab und unterstützte einstimmig die Einsetzung
einer unabhängigen Aufsichtskommission (Eidcom, nach dem Vorbild der Comcom), die
anstatt der vom Bundesrat vorgesehenen Verwaltungsstelle mit der Anerkennung und
Überwachung der privaten Identity Provider betraut werden soll. Hinter diesem bereits
im April vom Präsidenten der Swiss Data Alliance ins Spiel gebrachten Vorschlag steht
die Hoffnung, die unabhängige Kontrollstelle möge das Vertrauen der Bevölkerung in die
von Privaten angebotene E-ID stärken. David Basin, Leiter der Gruppe für
Informationssicherheit an der ETH Zürich, und der Kryptologe Jan Camenisch
kritisierten in der NZZ unterdessen, dass das Gesetz keine Mindeststandards für den
Datenschutz festlege. Ihrer Einschätzung nach wäre es technisch gesehen sogar
möglich, die E-ID so zu realisieren, dass die privatwirtschaftlichen Anbieter gar keine
Kenntnis davon erlangen, wann und wo die E-ID zum Einsatz kommt. Da so gar keine
Nutzungsdaten anfielen, könnten diese auch nicht gehackt oder weiterverkauft werden,
was dem Vertrauen der Nutzerinnen und Nutzer zuträglich sein sollte. Ob man das
Referendum ergreifen werde, sollte sich die privatwirtschaftliche Lösung im Parlament
letztlich durchsetzen, liess die Gegner-Allianz vorerst noch offen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.2019
KARIN FRICK
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Wenige Tage nach den Schlussabstimmungen in den eidgenössischen Räten gaben die
SP und die Grünen bekannt, das bereits länger angekündigte Referendum gegen die E-
ID zu unterstützen. Dieses richtet sich nicht gegen die E-ID selbst, aber gegen deren
Vertrieb durch Private, wie ihn das Gesetz vorsieht. Umfragen zufolge bevorzugten
grosse Teile der Bevölkerung eine rein staatliche E-ID – gemäss der jüngsten Erhebung
des Digital Democracy Lab der Universität Zürich sogar 82 Prozent der Befragten, und
zwar über alle Parteien und Altersgruppen hinweg. Lanciert wurde die
Unterschriftensammlung am 8. Oktober 2019 von einem Komitee um die Digitale
Gesellschaft, die Kampagnenplattformen Wecollect und Campax sowie den Verein
PublicBeta. So sprach Daniel Graf von Wecollect gegenüber dem Tages-Anzeiger auch
von einer «Bürgerinitiative», zeigte sich aber dennoch erfreut über die Unterstützung
zweier etablierter Parteien. Vonseiten der SP und der Grünen wurde indes klargemacht,
dass das Referendum gegen die E-ID derzeit nicht die erste Priorität geniesse; bei der
SP liege diese auf dem Referendum gegen die höheren Kinderabzüge, bei den Grünen
auf jenem gegen das neue Jagdgesetz, berichtete der Tages-Anzeiger. Neben den
bisher Genannten zählten zudem die Piratenpartei, der VPOD, die Internet Society
Switzerland, Grundrechte.ch sowie mehrere Organisationen für Senioreninteressen zu
den Unterstützern. Nicht am Referendum beteiligen wollte sich hingegen die Stiftung
für Konsumentenschutz, die sich während der parlamentarischen Beratung ebenfalls
für eine staatliche E-ID eingesetzt hatte. Man sei zwar nicht glücklich mit der privaten
Lösung, liess die Stiftung in der NZZ verlauten, aber das Parlament habe das Gesetz,
auch auf Intervention der Stiftung hin, in zentralen Punkten entscheidend verbessert. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.10.2019
KARIN FRICK

Bereits vor Weihnachten 2019 verkündete das Referendumskomitee in der Presse,
genug Unterschriften gegen das E-ID-Gesetz gesammelt zu haben, um eine
Volksabstimmung zu erzwingen. Am 16. Januar 2020, dem Tag der Ablauf der Frist,
reichte das Komitee sodann gut 64'000 beglaubigte Unterschriften bei der
Bundeskanzlei ein, womit das Referendum gegen die E-ID zustande gekommen ist.
Widerstand gegen die von der Privatwirtschaft betriebene E-ID regte sich inzwischen
auch in den Kantonen Schaffhausen und Waadt, wo bereits eine kantonale E-ID an die
Einwohnerschaft herausgegeben wird bzw. sich eine solche in Planung befindet. Beide
Kantone setzen auf eine staatliche Lösung, wobei die Waadtländer Regelung einen
Einbezug der Privatwirtschaft sogar ausdrücklich untersagt. Sowohl der Schaffhauser
Regierungsrat als auch der Waadtländer Staatsrat überlegten sich nun, eine ablehnende
Abstimmungsparole herauszugeben, berichtete die NZZ online. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.01.2020
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Im Juni 2021 kündigte der Bundesrat an, zehn neue Stellen zu schaffen, mit denen die
digitale Kommunikation des Bundes in den sozialen Netzwerken organisiert werden
soll. Via Twitter und Instagramm sollen «wichtige Entscheide, Geschäfte oder
Tätigkeiten» des Bundesrats verbreitet werden. Darüber hinaus soll ein audiovisuelles
Zentrum geschaffen werden, mit dem komplexe Geschäfte vereinfacht und animiert
erklärt werden sollen. Ziel sei es auch, «zu einer sachlichen Debatte und zur
Eindämmung von Desinformation» beizutragen. Die klassische mediale
Informationsarbeit werde damit aber nur ergänzt und nicht ersetzt, so die
Medienmitteilung der Regierung. 

In den Medien wurde diese Ankündigung unterschiedlich aufgenommen. Die NZZ
vermutete, man wolle damit wohl eher «vom Wesentlichen ablenken». Digital-Skills
seien nämlich in der Verwaltung bisher nicht wirklich verbreitet. Das nicht mehr
einzelne Bundesratsmitglieder auf eigenen Kanälen informieren, sondern gebündelt
informiert werde, wurde von der NZZ zwar begrüsst, allerdings auch davor gewarnt,
dass der Grat zwischen Information und Propaganda schmal sei. Der Aargauer Zeitung
ging «diese Inszenierung [...] zu weit». Es sei problematisch, wenn immer mehr
Verwaltungsstellen «nichts anderes tun, als zu kommunizieren und ihre Vorgesetzten
ins rechte Licht zu rücken» und die Bürgerinnen und Bürger mit
«Regierungspropaganda auf allen Kanälen» eindeckten. Auch der Sonntags-Blick
urteilte, dass der «direkte Draht zum Volk – ohne mediale Störgeräusche» ein «Rezept
von Populisten» sei. Erfreut zeigte sich hingegen der Tages-Anzeiger: «Endlich
Influencer», titelte er. Die Modernisierung der Kommunikation sei dringend nötig und
komme eigentlich reichlich spät. 8
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Neben den in den letzten Jahren virulenter werdenden Diskussionen über E-Voting
gingen andere Möglichkeiten der Digitalisierung (direkt-)demokratischer Prozesse etwas
unter. Dabei hatte der Bundesrat bereits 2009 beschlossen, neben dem elektronischen
Wählen und Abstimmen auch die Möglichkeit der digitalen Unterschriftensammlung
vorantreiben zu wollen. Das sogenannte E-Collecting wurde damals als dritte Phase des
Projektes «Vote électronique» angekündigt, die in Angriff genommen werde, wenn E-
Voting umgesetzt sei. 
Seit damals hat sich in der Tat einiges getan. So kamen verschiedentlich innert
kürzester Zeit via Facebook zahlreiche Unterschriften zusammen, etwa für eine Petition
zur Senkung der Billag-Gebühren oder für eine (gescheiterte) Volksinitiative für Tempo
140 auf Autobahnen. Das Scheitern der Letzteren zeigte freilich, dass ein Like auf
Facebook nicht automatisch eine Unterschrift unter ein Initiativbegehren bedeutet.
Gültig ist eine Unterschrift nämlich bisher nur in ihrer analogen Form und nur, wenn
Name und Vorname handschriftlich angebracht wurden. Online verbreitete
Unterschriftenbögen müssen also ausgedruckt, ausgefüllt, unterschrieben und an die
Initianten gesandt werden. 

Die eigentliche Idee von E-Collecting würde hingegen eine elektronische Unterschrift
erlauben. Der bundesrätliche Plan ist, dass alle kantonalen und kommunalen
Stimmregister harmonisiert werden und jede Bürgerin und jeder Bürger eine eindeutige
Online-Identität erhält, auf deren Grundlage sie auch Initiativen unterschreiben
könnten. 
Diese Idee weckte Ängste und Hoffnungen, die in den Medien reflektiert wurden.
Insbesondere wurde befürchtet, dass das Unterzeichnen von Anliegen viel einfacher
werde, was zu einer Flut von Initiativen führen würde. Die Möglichkeit für digitales
Unterschreiben – so wurde gemutmasst – werde die Erhöhung der
Unterschriftenhürden oder neue Institutionen wie etwa die Volksmotion nach sich
ziehen. Mit Letzterer würde eine bestimmte Zahl von Unterschriften das Parlament
dazu zwingen, ein Volksanliegen wie eine parlamentarische Motion zu behandeln.
Befürchtet wurde zudem, dass Parteien überflüssig würden, wenn kleine Gruppen
mittels sozialer Medien rasch und effektiv mobilisieren und Unterschriften sammeln
könnten. 
Es gab allerdings auch zahlreiche Befürworterinnen und Befürworter des digitalen
Unterzeichnens von Volksbegehren, die die Bedenken dämpfen wollten. Die Zahl an
Initiativen würde sich auch mit Online-Unterschriften selber regulieren, da auch hier an
der Urne nur Projekte angenommen würden, die auch wirklich Mehrheiten finden
würden. Zudem gehe das Sammeln auf der Strasse häufig mit unreflektiertem
Unterschreiben einher. Bei E-Collecting gäbe es hingegen zahlreiche Möglichkeiten,
sich vor einer Unterschrift zu informieren. Es müsse sich erst weisen, ob Online-
Sammlungen einfacher seien als etwa Massenversände, bei denen beispielsweise grosse
Parteien oder Organisationen ihren Mitgliedern per Post Unterschriftenbögen
zusenden. Dort sei der Rücklauf jeweils nicht sehr hoch und es zeige sich immer
wieder, dass ein Gespräch besser funktioniere als eine anonyme Abfertigung im
Massenversand. Nicht zuletzt könne Digitalisierung aber die Teilhabe am politischen
Prozess verstärken und Parteien würden die Möglichkeiten der Digitalisierung für sich
zu nutzen lernen.

2016 startete mit «WeCollect» eine Plattform, die sich das vermeintlich einfachere
digitale Prozedere zunutze machte. Wer ein Anliegen unterstützen will, trägt sich online
ein und erhält eine Mail mit einem Antwortbogen als PDF, der bereits vorfrankiert ist.
Dieser muss ausgedruckt, unterschrieben und per Post zurückgesendet werden. Daniel
Graf, der Betreiber der Plattform, kündigte an, mit der Plattform parteipolitisch neutral
sein zu wollen. Komitees könnten sich bewerben und die Community werde dann
entscheiden, ob ein Anliegen unterstützt werde. Diese Community bestehe aus
«linksliberalen und weltoffenen» Personen, die sich für die Plattform registrierten und
ihrerseits dann ein Potenzial für Unterschriften bildeten; innerhalb von rund zwei
Jahren gehörten bereits 50'000 Personen dazu. Innert wenigen Tagen und relativ billig
könnten auf WeCollect die nötigen Unterschriften zusammenkommen, betonte Graf.
Würden bei herkömmlichen Unterschriftensammlungen die Kosten pro Unterschrift auf
zwei bis drei Franken geschätzt, könne bei WeCollect mit weniger als CHF 1 pro
Unterschrift gerechnet werden. Dies sei auch deshalb möglich, weil neben der
Unterschrift auf seiner Plattform auch gespendet werden könne, so Graf. Damit
könnten der Einrichtungsaufwand auf seiner Plattform und eventuell gar die
Portokosten finanziert werden. Die ersten Anliegen, für die der Service von WeCollect
in Anspruch genommen wurden, waren die Transparenzinitiative der SP und die
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Initiative für einen Vaterschaftsurlaub. 
Die Plattform wurde allerdings auch kritisiert. Dass Graf alleine entscheide, wer seine
Dienste nutzen dürfe, sei problematisch. Nachdem die CVP mit ihrer
Gesundheitskosten-Initiative und ein rechtes Komitee mit dem Begehren «Zuerst
Arbeit für Inländer» bei Graf abgeblitzt waren, wurden bürgerliche Stimmen laut, die
eine problematische Machtballung ausmachten. Neben der ideologischen Ausrichtung
wurden zudem Bedenken hinsichtlich des Datenschutzes laut. 9

Die Diskussion um E-Collecting, also das Sammeln von Unterschriften via Internet,
nahm 2019 weiter an Fahrt auf. Nachdem die Plattform «WeCollect» in die Kritik
geraten war, einseitig linke Anliegen zu unterstützen, wurde ab Anfang 2019 von
rechtsbürgerlicher Seite eine ähnliche Plattform propagiert. Richard Koller, der Initiant
der von WeCollect abgewiesenen und in der Zwischenzeit an der Unterschriftenhürde
gescheiterten Inländervorrang-Initiative, schaltete die Plattform «Wir bestimmen» auf,
die offen sei für alle politischen Anliegen. Er habe eine ähnliche Vision wie Daniel Graf
von WeCollect, so Koller: Die Lancierung von Volksinitiativen und das Ergreifen von
Referenden sollen für alle Bürgerinnen und Bürger möglich sein und nicht nur für
finanzstarke Organisationen. 
In der Folge wurden weitere Online-Sammelhilfen geplant oder aufgeschaltet. Anian
Liebrand (LU, svp), der ehemalige Präsident der Jungen SVP, kündigte eine Plattform mit
dem Namen «collectus.ch» an, die SP taufte ihr eigenes Projekt «Democracy Booster»
und auch die Initianten der «No-Billag-Initiative», Oliver Kessler und Marco Schläpfer,
gründeten mit «thepeople.ch» ihre eigene Plattform. 10
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2019 wurde für E-Voting zu einem schwierigen Jahr. Zwar hatte der Bundesrat bereits
2018 mittels Revision des Bundesgesetzes über die politischen Rechte eine
flächendeckende Einführung des dritten Abstimmungskanals angestrebt, der
insbesondere Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die Stimmabgabe
erleichtern soll, die Sicherheitsbedenken nahmen aber stark zu. Dies manifestierte sich
nicht nur in einer im Februar definitiv lancierten Volksinitiative für ein E-Voting-
Moratorium, die ein breites Unterstützungskomitee von links bis rechts hinter sich
wusste, sondern auch in den vor allem von den Parteien vorgebrachten negativen
Stellungnahmen in der Vernehmlassung zur Teilrevision der politischen Rechte. Zudem
revidierten einige Kantone, darunter etwa Aargau, Basel-Landschaft, Glarus oder Jura,
ihre Pläne für eine Einführung von E-Voting. 
Auch in der Presse nahm die Skepsis gegen E-Voting zu. Das Sicherheitsrisiko sei
grösser als der Nutzen, urteilte etwa die NZZ. Insbesondere, weil sich auch gezeigt
habe, dass elektronisches Abstimmen nicht zu höherer Beteiligung führe und auch
keine Vereinfachung der Stimmabgabe bedeute. Befürwortende von E-Voting betonten
hingegen, dass auch briefliches Abstimmen Sicherheitsmängel aufweise. So sei etwa für
sehbehinderte Menschen das Stimmgeheimnis nicht garantiert und viele Stimmabgaben
würden als ungültig gewertet, weil sie falsch verpackt wurden oder die Unterschrift
fehlt. Zudem würden briefliche Stimmen in vielen Kantonen nicht mit dem
Stimmregister abgeglichen. Mittels Digitalisierung könnten diese Probleme vermieden
werden.

Einen «schweren Rückschlag» – so die NZZ – erlitt das Projekt E-Voting 2019 durch
einen sogenannten Intrusionstest der Post. Um zu zeigen, dass die
Sicherheitsbedenken unnötig sind, forderten Post und Bundeskanzlei interessierte
Personen dazu auf, das von der spanischen Firma Scytl entwickelte und zwischen 25.
Februar und 24. März offenegelegte E-Voting-System der Post auf Schwachstellen zu
prüfen. Ein «Hacken» des offengelegten Quellcodes in der Art, dass unbemerkt
individuelle Stimmabgaben manipuliert oder dass individuelle Stimmabgaben
veröffentlicht werden könnten, sollten mit von der Post finanzierten Prämien von bis zu
CHF 50'000 belohnt werden. Rund 3'000 Hackerinnen und Hackern hatten sich zum
Test angemeldet und deckten bereits nach wenigen Tagen als «gravierend» bezeichnete
Sicherheitsmängel auf. So könne das System die universelle Verifizierbarkeit, also eine
nachträgliche Überprüfung auf Manipulation, nicht garantieren. Zudem könne ins
System eingedrungen und eigentlich gültige Stimmen könnten ungültig gemacht werden.
Die Presse erachtete das Hacker-Resultat als «peinlich für die Post» (Blick) oder gar als
Rettung der direkten Demokratie – so ein Kommentar in der Sonntagszeitung.
Demokratie lebe vom Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger, weshalb Unsicherheiten
und Gefahren vermieden werden müssten, meinte die Weltwoche. 
Bereit kurz vor dem Intrusionstest hatte die ETH Zürich eine Studie veröffentlicht, mit
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der gezeigt wurde, dass Individuen bei E-Voting ihre digitale Stimme anonym verkaufen
könnten. Dies ist zwar strafbar, könnte bei genügend grosser Zahl an Stimmen aber
durchaus zu einer Manipulation von Resultaten führen. 

Auch politisch hatte der Rückschlag Folgen. Ende Juni entschied der Bundesrat, die
Handbremse zu ziehen. Auch die Vernehmlassung habe gezeigt, dass zwar ein Bedürfnis
nach elektronischem Abstimmen und Wählen bestehe, die momentanen
Sicherheitsvorkehrungen allerdings nicht genügten. Vorläufig soll deshalb auf die
Gesetzesänderung verzichtet werden, mit der E-Voting als dritter Kanal für die
Stimmabgabe – neben Urnengang und brieflicher Stimmabgabe – hätte etabliert werden
sollen. Das von den Behörden einst formulierte Ziel, dass bei den eidgenössischen
Wahlen 2019 mindestens zwei Drittel aller Kantone E-Voting anbieten, wurde damit klar
verfehlt. In den Medien wurde dieser «Marschhalt» unterschiedlich kommentiert: Als
«Befreiung» wurde das «Ende des E-Votings» in der Sonntagszeitung bezeichnet,
während in der Aargauer Zeitung ein «Neustart», aber kein «Denkverbot» gefordert
wurde. Die Schweiz habe 60 Jahre gebraucht, bis die briefliche Stimmabgabe
eingeführt worden sei, so der Kommentar. Kritisiert wurde der Entscheid des
Bundesrats hingegen von der Organisation der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Es sei nicht akzeptabel, dass 180'000 Bürgerinnen und Bürger ihr
Beteiligungsrecht weiterhin nicht ausüben könnten, kritisierte deren Präsidentin Ariane
Rustichelli. Auch der Schweizerische Blinden- und Sehbehindertenverband (SBV)
forderten die baldige Einführung digitaler Beteiligungshilfen. Handschriftliches
Ausfüllen des Stimmmaterials verhindere die Einhaltung des Stimmgeheimnisses für
Sehbehinderte, weil sie auf Hilfspersonen angewiesen seien. 

Auch die Post reagierte auf den bundesrätlichen Entscheid und gab ihr bestehendes
System noch im Juli auf. Sie wolle ab 2020 eine Alternative anbieten, bei der die
bisherigen Sicherheitsprobleme nicht bestünden. Die vier Kantone, die eigentlich noch
einen Vertrag mit der Post gehabt hätten (BL, FR, NE, TG), forderten in der Folge
Schadenersatz. Doch nicht nur die Post, auch der Kanton Genf stellte den Betrieb
seines Systems noch im Juni 2019 ein – nach dem politischen Nein war die finanzielle
Unterstützung des Projekts ausgeblieben. Auch die Kantone, die dieses Genfer-System
genutzt hatten (AG, BE, GE, LU, SG, VD), hätten es eigentlich bis Ende 2019 nutzen
wollen.

Ende Jahr gab der Nationalrat zusätzlich einer parlamentarischen Initiative Folge, die
einen «Marschhalt bei E-Voting» fordert. Es sei eine Denkpause nötig, entschied die
Mehrheit der grossen Kammer, obwohl die SPK-NR darauf hingewiesen hatte, dass ohne
neue Tests kaum Verbesserungen in der Sicherheit möglich seien.

Zum «Vote électronique»-Programm des Bundesrats gehört jedoch nicht nur E-Voting,
sondern auch die elektronische Behördeninformation sowie das digitalisierte
Unterschriftensammeln. Die Diskussionen um dieses E-Collecting, also um die Idee,
Initiativen mittels digitaler statt analoger Unterschriften unterstützen zu können,
konzentrierten sich 2019 auf «Online-Plattformen», die laut NZZ zum «Brutkasten der
Demokratie» würden. Die Möglichkeit, via solche Plattformen – die bekannteste
darunter ist etwa «WeCollect» – Unterschriftenbogen zu verbreiten, die
heruntergeladen, ausgedruckt, ausgefüllt, unterschrieben und eingesandt werden
müssen, würde die etablierten Parteien herausfordern, da diese neue Art der
Unterschriftensammlung eben auch für wenig oder nicht parteilich organisierte
Komitees wesentlich einfacher sei als die bisherigen Formen. Freilich können
entsprechende Unterschriftenbogen auch direkt auf der Internetseite der
Bundeskanzlei heruntergeladen werden. Was die Sammelplattformen allerdings wertvoll
mache, seien deren Listen an Adressdaten. Häufig hinterliessen unterschriftswillige
Bürgerinnen und Bürger freiwillig ihre persönlichen Angaben auf einer Plattform und
könnten so informiert werden, wenn Volksinitiativen mit ähnlicher Stossrichtung
lanciert werden. Solche «zielgruppenspezifische[n] Daten sind so etwas wie Goldstaub
in Zeiten, in denen politische Gruppierungen mittels Big Data ihren Wählern
näherkommen wollen», so die NZZ. Sollten Referenden und Volksinitiativen dadurch in
Zukunft einfacher zustandekommen, müsse über eine Erhöhung der
Unterschriftenzahlen nachgedacht werden, so die Zeitung weiter. 
In die Kritik geriet Daniel Graf, der Gründer von WeCollect, da er mit seiner Plattform
vor allem Anliegen unterstütze, die aus eher linken Kreisen stammten. Auf der einen
Seite führte dies zu alternativen Angeboten seitens ähnlicher Plattformen aus dem
rechtsbürgerlichen ideologischen Spektrum, auf der anderen Seite überführte Graf
WeCollect in eine Stiftung, in der künftig mehrere Personen entscheiden sollten,
welche Volksbegehren unterstützt werden. Graf gab zu Protokoll, er wolle mit seiner
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Plattform die direkte Demokratie fördern und es vor allem auch zivilgesellschaftlichen
Gruppierungen ermöglichen, direktdemokratische Instrumente zu nutzen, die nicht nur
Parteien und mächtigen Interessenorganisationen vorbehalten sein sollen. 11

Nach dem «Horrorjahr für das Abstimmen per Mausklick», wie die NZZ die
Entwicklungen 2019 für E-Voting bezeichnete, kehrte 2020 zuerst ein wenig Ruhe ein.
Hinter den Kulissen geschah allerdings einiges. Auf der einen Seite entwickelte die Post,
deren ursprüngliches E-Voting-System 2019 an einem Intrusionstest gescheitert war,
ein alternatives System weiter. Dies stiess vor allem beim Komitee der Initiative für ein
E-Voting-Moratorium auf Kritik. Deren Sprecher Nicolas A. Rimoldi sprach davon, dass
die Post «auf einem toten Pferd» reite. Für Schlagzeilen sorgte Ende Mai, dass die
spanische Firma Scytl, von der die Post 2019 die Rechte am Programmcode des neuen
Systems übernommen hatte, Konkurs anmelden musste.
Auf der anderen Seite erarbeitete die Bundeskanzlei zusammen mit Kantonen und
Expertinnen und Experten eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs für E-Voting. Im
Zentrum standen Sicherheitsanforderungen und Zertifizierung neuer Systeme und die
Frage nach Kontrolle und Aufsicht durch den Bund. Der Bericht lag Ende November vor
und wurde vom Bundesrat Ende Dezember zur Kenntnis genommen. Es soll den
Kantonen nach wie vor frei gestellt bleiben, ob und mit welchen Systemen sie an
Versuchen mit E-Voting teilnehmen wollen. Kantonal dürfen maximal 30 Prozent und
national maximal 10 Prozent der Stimmberechtigten elektronisch abstimmen. Der Bund
erteilt dann Bewilligungen, wenn strenge Sicherheitsanforderungen erfüllt sind, die
einem kontinuierlichen Überprüfungsprozess unterliegen, was zu stetigen
Verbesserungen der Systeme führen soll. Ziel seien Systeme mit Open-Source-
Lizenzen, die ständig unabhängig überprüft werden könnten. Der Bundesrat kündigte
an, 2021 eine Vernehmlassung zu den notwendigen Revisionen der Verordnung über die
politischen Rechte bzw. über die elektronische Stimmabgabe durchführen zu wollen.
Ziel sei, dass die Bürgerinnen und Bürger einem möglichen dritten Stimmkanal
vertrauen könnten. Es gelte aber nach wie vor «Sicherheit vor Tempo», erklärte
Bundeskanzler Walter Thurnherr Ende Jahr in den Medien. 

Bereits Anfang Juli hatte zudem das überparteiliche Komitee der E-Voting-
Moratoriums-Initiative die Unterschriftensammlung abgebrochen. Bis November hätte
noch praktisch die Hälfte der Unterschriften gesammelt werden müssen. Die Covid-19-
Pandemie habe die Sammlung erschwert, aber mit dem Marschhalt 2019 sei trotzdem
ein wichtiger Zwischenerfolg gelungen, gaben die Initiantinnen und Initianten beim
Rückzug zu Protokoll.

Freilich bedeutet Digitalisierung der Demokratie nicht bloss digitales Wählen und
Abstimmen. In der vor rund 20 Jahren vom Bund angestossenen Entwicklung im
Rahmen von «Vote électronique» waren explizit auch E-Collecting, also die
Ermöglichung, eine lancierte Volksinitiative mittels digitaler Unterschrift zu
unterstützen, elektronische Vernehmlassungen oder elektronische
Behördeninformationen als mögliche Projekte genannt worden. Neben E-Voting
fristeten diese Unternehmungen allerdings höchstens ein Mauerblümchendasein. Dies
sollte sich mit Hilfe der Unterstützung des «Prototype Fund» ändern, der lanciert vom
Verein Opendata.ch und der Mercator-Stiftung Projekte finanziell unterstützen wollte,
die «demokratische Partizipation in der Schweiz durch digitale Lösungen stärken», so
die Beschreibung in der WoZ. Gefragt waren Projekte im Sinne einer «Demokratie für
die Generation Smartphone» oder einer «Gamefication» der Demokratie, also der
Möglichkeit, demokratische Prozesse spielerisch zu erfahren. In den Medien wurde
zudem diskutiert, dass die Pandemie wohl auch der Digitalisierung der Demokratie
Vorschub leisten könnte.

Auch E-Collecting erhielt 2020 Aufwind. Zumindest beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mittels Postulat, einen Bericht über mögliche Auswirkungen der Einführung
von E-Collecting zu verfassen. Eine Motion von Franz Grüter (svp, LU), mit der E-
Collecting eingeführt werden sollte, wurde allerdings wieder zurückgezogen. Er sei
aufgrund der Diskussionen um eine notwendige Erhöhung der Unterschriftenzahlen, die
sein Vorstoss ausgelöst habe, zum Schluss gekommen, dass seine Motion eher zu einem
Abbau der direkten Demokratie führen könnte und nicht, wie von ihm eigentlich
beabsichtigt, zu einer Förderung, so Grüter.

Für Schlagzeilen sorgten wie schon im Vorjahr die verschiedenen Internetplattformen,
die Unterschriftensammlungen digital unterstützten. Berichtet wurde über das
«Unterschriftensammlungs-Tool» WeCollect von Daniel Graf, auf dem
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Unterschriftenbogen «per Mausklick heruntergeladen werden» können, so die Aargauer
Zeitung. Die Plattform verfüge über Mailadressen von 75'000 Personen, die potenziell
solche Bogen runterladen und unterschreiben bzw. unterschreiben lassen würden und
so Unterstützung multiplizierten. Damit sei WeCollect zu einem «politischen
Machtfaktor» geworden, wobei allerdings «hauptsächlich Anliegen aus dem rot-grünen
Lager» unterstützt würden, so die Aargauer Zeitung. Um politisch unabhängiger zu
werden, wandelte Graf die Plattform in eine Stiftung um, deren Leitungsgremium
künftig darüber entscheiden soll, welche Begehren unterstützt werden. Dieses
Leitungsgremium bleibe aber «eng mit SP und Grünen verbandelt», stellte die Aargauer
Zeitung weiter fest. Ebenfalls für Schlagzeilen sorgte die «Agentur Sammelplatz Schweiz
GmbH», die von Alexander Segert, dem Verantwortlichen zahlreicher SVP-
Abstimmungs- und Wahlwerbungen, gegründet wurde. Auf der Plattform werde ein
«Rundumservice» von der Formulierung des Initiativtexts über das Sammeln von
Unterschriften bis hin zum Lobbying bei einer allfälligen Abstimmungskampagne
angeboten, berichtete die Aargauer Zeitung. Da die traditionellen Kanäle für
Unterschriftensammlungen – z.B. Anlässe, Strassensammlungen, Versand über
Zeitschriften – an Effektivität verlören, könnte die digitale Hilfe an Bedeutung
zunehmen, so die Zeitung. Kritisiert wurde freilich, dass es hier nicht um einen Ausbau,
sondern eher um eine «Kommerzialisierung der direkten Demokratie» gehe, wie sich
Daniel Graf in der Aargauer Zeitung zur Konkurrenz äusserte. 
Die NZZ schliesslich berichtete von einer Studie des Zentrums für Demokratie Aarau,
die zeige, dass vier von fünf Volksbegehren von grossen Parteien und Verbänden
getragen würden. Rund 35 Prozent aller zwischen 1973 und 2019 zustande gekommenen
Volksbegehren stammten laut Studie direkt aus einer Parteizentrale. Eine wichtige
Bedingung für das Zustandekommen einer Volksinitiative scheint entsprechend der
Resultate zudem zu sein, dass mindestens eine Parlamentarierin oder ein
Parlamentarier dem Initiativkomitee angehöre. Ist dies der Fall, liege die
Wahrscheinlichkeit des Scheiterns bei 23 Prozent; im Gegensatz zu einer
Wahrscheinlichkeit von 36 Prozent, wenn dies nicht der Fall ist. Laut NZZ könnte die
Digitalisierung der Unterschriftensammlung kleinen Gruppierungen entsprechend
entgegenkommen und dabei helfen, die Relevanz von grossen Organisationen zu
reduzieren. 12

Im April 2021 eröffnete der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren für die
Revisionen der Verordnungen über die politischen Rechte, die für eine Neuausrichtung
des Versuchsbetriebs von E-Voting nötig waren. Die Ende Jahr vorliegenden
Stellungnahmen fielen mehrheitlich positiv aus. Der Bundesrat kündigte an, die
revidierten Verordnungen auf der Grundlage der Vernehmlassung bis Mitte 2022
bereinigen zu wollen.

Die Medien hatten die vorgeschlagenen Neuerungen freilich schon im April, also noch
vor der Vernehmlassung, mit einigem Wohlwollen kommentiert. Insbesondere der
Umstand, dass die neuen Systeme hohen Sicherheitsanforderungen gerecht werden
müssen und dank ihrer Open-Source-Struktur mittels sogenanntem «Bug Bounty»
ständig überprüft werden, wurde gelobt: Wird von Hackerinnen oder Hackern ein
Fehler entdeckt und gemeldet, gibt es dafür eine Belohnung. Auch die Begleitung der
Umsetzung durch Wissenschafterinnen und Wissenschafter wurde von den Medien
ausdrücklich gelobt. 

Auch die Post, die nach dem Rückzug des Kantons Genf als einzige Anbieterin eines E-
Voting-Systems fungierte, bezog laut eigenen Angaben internationale Expertinnen und
Experten bei der Entwicklung ihres neuen Systems mit ein. In Neuenburg hatte sie
hierfür ein «E-Voting-Kompetenzzentrum» aufgebaut. Anfang September 2021 legte die
Post einen Teil ihres Systems offen und versprach eine Belohnung von CHF 250'000 für
die Aufdeckung eines gravierenden Systemmangels in diesem Teilsystem. Auch der
Bund hatte im Juli angekündigt, das System der Post von unabhängiger Seite überprüfen
zu lassen. Die Überprüfung, die von verschiedenen in- und ausländischen IT-
Expertinnen und Experten vorgenommen werden und dem Bund
Entscheidungsgrundlagen liefern sollten, werde mehrere Monate in Anspruch nehmen,
gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt. Dass externe Gutachterinnen
und Gutachter für die Überprüfung durch den Bund beigezogen werden, war in der
revidierten Verordnung über die politischen Rechte neu geregelt worden.

Grundsätzlich kritisch blieben die Gegnerinnen und Gegner von E-Voting. Franz Grüter
(svp, LU), der sich früh als Skeptiker gezeigt und auch die 2020 gescheiterte
Volksinitiative für ein «E-Voting-Moratorium» mitlanciert hatte, gab der WoZ zu
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Protokoll, dass er das Vorhaben weiterhin «scharf beobachte» und in allen
Sicherheitsfragen absolute Transparenz verlange. Auch wenn die Initiative an der
Unterschriftenhürde gescheitert sei, bestehe immer noch die Möglichkeit eines
Referendums. Die Stimmbevölkerung müsse bei der letztlichen Einführung von E-Voting
das letzte Wort haben, so Grüter.

Ende Jahr zeigte eine in Le Temps publizierte Umfrage von Deloitte Consulting, dass die
Skepsis in der Bevölkerung kleiner scheint, als von den Gegnerinnen und Gegnern
angenommen: 84 Prozent der Befragten begrüssten eine Einführung von E-Voting und
eine Mehrheit der Antwortenden wünschte sich ein System, das nicht von Privaten,
sondern vom Bund betrieben wird. 13

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

La crise du Covid-19 a mis sous les projecteurs les commerces, et plus précisément les
commerces de détail. Tout d'abord, à la mi-mars 2020, les mesures de confinement
édictées par le Conseil fédéral ont mené à la fermeture d'une majorité de commerces.
La seule exception autorisée fut les biens de première nécessité avec comme tête de
gondole l'alimentation. Ces commerces ont dû mettre en place des mesures sanitaires
drastiques afin de contenir la propagation du virus tout en offrant l'intégralité de leur
gamme de biens de première nécessité. Ensuite, cette fermeture a dynamisé le e-
commerce. Les entreprises de livraison, et notamment La Poste, ont été mis sous
pression par l'explosion des commandes en ligne. Ce revirement des habitudes de
consommation, ajouté à certains achats frénétiques en magasin, a mis sous pression les
chaînes logistiques de distribution de nombreux fournisseurs. Puis, le 22 avril 2020, le
Conseil fédéral a annoncé la réouverture de certains commerces au 27 avril et d'autres
au 11 mai 2020. Cette décision a entraîné l'ire de nombreux commerces qui ont fustigé
une décision en faveur des grandes entreprises, telles que Coop et Migros, aux dépens
des petits commerçants. Cette vague de mécontentement a forcé un rétropédalage du
Conseil fédéral qui a maintenu de nombreuses interdictions jusqu'au 11 mai afin de
garantir l'équité. 
De leur côté, les restaurants et bars ont subi la crise de plein fouet. Une fermeture de
presque 2 mois a mis en difficulté de nombreux établissements. La décision d'une
réouverture, avec de nombreuses restrictions sanitaires, a reçu un accueil mitigé dans
la presse. Si plusieurs établissements se sont félicités de cette ouverture, notamment
en Suisse alémanique, d'autres restaurateurs sont restés sceptiques face à des mesures
sanitaires pas toujours compatibles selon l'établissement. En Suisse romande, de
nombreux établissements ont d'ailleurs déjà annoncé qu'ils ne rouvriraient pas le 11
mai, car les coûts engendrés ne seraient pas couverts par des entrées de revenus
incertaines. 14
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Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

La Banque nationale suisse (BNS) participe au «Projet Jura» qui vise la mise en place
d'une monnaie numérique par l'intermédiaire des banques centrales. Cette monnaie
numérique fonctionnerait sur la technologie des registres électroniques distribués
(TRD) comme la blockchain. Au final, l'objectif sous-jacent des banques centrales est de
répondre à la décentralisation de l'émission de monnaie en offrant une monnaie
numérique sous contrôle des autorités monétaires. 15
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Banken

Etant donné le développement rapide des systèmes de paiement par smartphone et les
données acquises à travers ces systèmes, le paiement par smartphone occupe une
place stratégique pour la place financière helvétique. Or, alors que Apple Pay et
Samsung Pay offrent des solutions aux clients, la Commission de la concurrence
(Comco) soupçonne plusieurs établissements financiers de privilégier la solution de
paiement offerte par l’application Twint. Des perquisitions ont été menées et une
enquête est ouverte. Si les soupçons se confirment, il s’agirait d’une entrave à la
concurrence qui viserait à maintenir stratégiquement un système de paiement par
smartphone helvétique aux dépens de systèmes de paiements étrangers. 16
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En s'appuyant sur des rapports relatifs à l'établissement de bases juridiques pour la
Distributed Ledger Technologie (DLT) et la blockchain, et au risque de blanchiment
d'argent et du financement du terrorisme via des cryptoactifs, le Conseil fédéral a
estimé qu'il n'était pas nécessaire d'établir une Lex Blockchain spécifique. Au
contraire, il estime que les nouvelles technologies doivent être intégrées dans la
législation actuelle. Néanmoins, il considère que des adaptations ponctuelles doivent
être établies, notamment dans le droit sur les marchés financiers, le droit bancaire et le
droit de l'insolvabilité. 17
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L’arrivée de néobanques sur la place financière helvétique fait couler de l’encre et
anime les débats. Le développement de solutions fintech qui misent sur la réduction,
voir même la suppression, des frais de gestion ou de change, et une expérience de
gestion 100 pour cent dématérialisée, semble secouer le monde bancaire. Il est
notamment possible de citer les start-ups Revolut, N26, Neon ou Yapeal. Du côté
helvétique, non seulement ces néobanques risquent de bouleverser le marché de la
banque de détail, mais les solutions fintechs manquent à l’heure actuelle selon les
experts. Ainsi, le Credit Suisse a déjà décidé de s’associer à Revolut. Les futurs
développements de ces nouvelles solutions bancaires seront au cœur de l’évolution du
marché bancaire helvétique. 18
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Le verdict en première instance du procès d’UBS AG en France a donné lieu à une
condamnation record de 3.7 milliards d’euros d’amende. UBS AG a été condamnée pour
«blanchiment aggravé de fraude fiscale» et «démarchage bancaire illégal». Ainsi, la
défense des avocats d’UBS AG, qui prônait l’irrecevabilité et la nullité des procédures et
témoignages, n’a pas été retenue par le Tribunal de grande instance de Paris. Les
avocats d'UBS AG ont contesté le jugement qu’ils considèrent comme
«incompréhensible» et «infondé». Ils ont signifié leur intention d’interjeter appel.
Alors que la question de la stratégie juridique d’UBS a été longuement débattue, les
autorités françaises se sont montrées confiantes face à la décision de faire appel de la
condamnation. 
Cette amende record s’est ensuite invitée dans les débats parlementaires. En effet, la
question de la déductibilité fiscale de cette amende a animé les discussions. Alors
qu’un projet de loi sur le traitement fiscal des sanctions financières (16.076) avait été
revisité par le Conseil des États et le Conseil national, l’amende d’UBS a poussé la
Chambre des cantons à renvoyer l’objet en commission pour clarification de la notion
de bonne foi. 19
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10 ans après la décision de sacrifier le secret bancaire pour s’aligner sur les pratiques
internationales en matière d’entraide fiscale, la place financière helvétique tire un bilan
positif grâce à une refonte profonde des pratiques. Si l’annonce d’enterrer le secret
bancaire, pilier fondamental de la culture bancaire helvétique, avait secoué fortement
la place financière et la sphère politique, les craintes exprimées semblent s’être
tassées. Si le nombre de banques en Suisse a diminué, passant de plus de 320 à environ
250 établissements, la refonte du secteur, imposée par l’échange automatique de
renseignements (EAR), montre une consolidation de l’expertise helvétique et un
renforcement de la gestion de fortune. En résumé, la place financière helvétique ne
s’est pas écroulée, malgré les menaces brandies par les défenseurs du secret bancaire,
mais s’est remodelée en fonction des contraintes légales induites par la crise financière
de 2008. 20
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Le projet Libra a fait couler beaucoup d’encre depuis l’officialisation de son lancement
en juillet 2019. Cette cryptomonnaie lancée par Facebook et de nombreux autres
partenaires a pour objectif d’être basée à Genève. Par conséquent, la législation
helvétique s’appliquerait. Ainsi, l’Autorité de surveillance des marchés financiers
(FINMA) a précisé, qu’en tant que système de paiement, la Libra devrait obtenir une
licence. En outre, l’obtention d’une telle licence serait liée à l’existence
d’infrastructures et de ressources humaines sur sol suisse. Au final, la prise de position
positive de la FINMA indique la volonté de la Suisse à se positionner dans le domaine de
la FinTech, et contraste avec les prises de positions européennes et américaines sur la
Libra. 21
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Après neuf années à la tête d'UBS, Sergio Ermotti a transmis le flambeau à Ralph
Hamers, pionnier de la numérisation bancaire au sein de la banque ING. Cette décision
est tombée une semaine après le remplacement de Tidjane Thiam par Thomas Gottstein
à la tête du Credit Suisse. 
Sergio Ermotti s'est positionné comme l'architecte de la restructuration d'UBS à la suite
de la crise financière de 2008. Il a entamé une restructuration en profondeur, avec
notamment une réduction drastique de la banque d'investissement et un tournant vers
l'Asie. Bien que les procédures judiciaires engagées contre UBS France ne soient pas
encore terminées et que l'action UBS ait stagné ces dernières années, le bilan final de
Sergio Ermotti a été largement validé par la presse helvétique. Il a notamment imposé
UBS comme la plus grande banque en gestion de fortune dans le monde. A partir de là,
Ralph Hamers aura pour objectif d'amener UBS sur le chemin de la numérisation afin de
créer la banque de demain.
Alors que Sergio Ermotti était pressenti pour reprendre la présidence du conseil
d'administration d'UBS en 2022, après le départ d'Axel Weber actuel président, il a été
élu nouveau président de Swiss Re à partir de 2021. Etant donné que Swiss Re a
toujours été associé au Credit Suisse plutôt qu'à UBS, cette nouvelle a largement
surpris la sphère financière helvétique. 22
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Si UBS a été condamné en appel par la justice française de blanchiment aggravé de
fraude fiscale et de démarchage bancaire illicite entre 2004 et 2012, l'amende
initialement prévue a été divisée par deux. Alors qu'UBS avait été condamné en
première instance à verser 3.7 milliards d'euros, l'amende ne s'élève, après le recours
des avocats de la banque, qu'à 1.8 milliards d'euros. Pour être précis, les amendes
s'élèvent à 3.75 millions d'euros pour UBS AG, 1.8 millions d'euros pour UBS France,
ainsi que de la confiscation de la caution de 1.1 milliards d'euros. Néanmoins, l'affaire
n'est pas terminée. UBS a fait recours contre le verdict de la Cour d'appel. 23
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Frühjahr 2020 wurde in den Printmedien wieder vermehrt über den
Mobilfunkstandard 5G berichtet. Auslöser für die Intensivierung der Debatte war
wahrscheinlich ein im November 2019 veröffentlichter Bericht der verwaltungsinternen
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung». Dieser Bericht brachte gemäss den Medien
aber keine Gewissheit, dass 5G keine Gefahr für Mensch und Umwelt bedeute, daher
habe die Arbeitsgruppe bei der Frage der Senkung der Anlagegrenzwerte auf eine
Empfehlung verzichtet. 
Viele Personen sähen die Politik in der Pflicht, einen Entscheid über den weiteren
Ausbau von 5G zu treffen. Gleichzeitig versuchten sie aber, die politischen Akteure in
ihrem Sinne zu beeinflussen. So berichteten beispielsweise das St. Galler Tagblatt sowie
die Aargauer Zeitung über Kundgebungen seitens der 5G-Gegnerinnen und -Gegner,
die Ende Januar 2020 in vielen verschiedenen Städten stattfanden. Fünf
Gruppierungen hatten gemäss Zeitungsberichten sogar eine Volksinitiative angekündigt;
für zwei Initiativen wurden im Oktober 2020 bereits Unterschriften gesammelt. Auf der
kritischen Seite seien auch einige Politikerinnen und Politiker von links und rechts
einzuordnen. Zudem seien auch etliche Gemeinden skeptisch gegenüber 5G eingestellt
und legten gegen den Bau von Antennen Rekurse ein. Auf Kantonsebene hatten Genf
und Neuenburg je eine Standesinitiative betreffend ein Moratorium für den Ausbau der
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5G-Technologie eingereicht, wie die Medien berichteten. Für die kritischen Stimmen
liege das Problem generell darin, dass die Auswirkung der Strahlung auf die Gesundheit
nicht bekannt sei und das Vorsorgeprinzip eingehalten werden müsse. Die NZZ
bezeichnetet schliesslich auch das BAFU als eine den 5G-Ausbau verzögernde Kraft,
indem es für die Ausarbeitung von Richtlinien extrem viel Zeit benötige.
Auf der 5G-Befürworterseite stuften die Medien vor allem die Telekomanbieter,
Organisationen wie Economiesuisse oder den SGV sowie einige Vertreterinnen und
Vertreter der Wissenschaft ein. Economiesuisse beispielsweise dränge auf den Ausbau
der 5G-Antennen. Da sich das Datenvolumen dauernd vergrössere, würden die Netze
bald an ihre Grenzen stossen und dadurch werde in Zukunft die Qualität der
Internetverbindung leiden. Wie der Tagesanzeiger berichtete, argumentierten die
Mobilfunkanbieter sehr ähnlich: Die Schweiz verliere den Anschluss an die Welt, wenn
sie bei 5G nicht vorwärts mache respektive mehr Antennen gebaut werden dürften. In
der Aargauer Zeitung und der NZZ wurden schliesslich zwei Experten zitiert, die beide
Mitglied der oben genannten Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» waren. Diese
beiden Wissenschaftler forderten die Forcierung des Antennenbaus für 5G: Dadurch
sinke allgemein die Strahlenbelastung im Vergleich zu 4G, da die neuen Antennen viele
kleine, fokussierte elektrische Felder erzeugten, deren Stärke je nach Benutzervolumen
variiere. Zudem werde ohnehin nur fünf Prozent der Strahlung durch die Antennen
abgesondert, 95 Prozent der Strahlung gehe von den Endgeräten (beispielsweise
Mobiltelefon) aus. 24

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Profitant du vent libéral soufflant sur le Parlement avec l'acceptation des initiatives
parlementaires (16.414 et 16.423), l'USAM renforce son offensive en faveur de la
flexibilisation du marché du travail. Elle présente un catalogue de mesures, dont
notamment l'augmentation du temps de travail hebdomadaire de 45 à 50 heures. Cela
répondrait d'une part à la numérisation et à la mobilité croissantes, d'autre part
permettrait de s'adapter aux pics de travail. La faîtière revendique également des
dérogations à la règle des 11 heures de repos consécutives. Le temps de repos
journalier devrait être réduit de 11 heures à 8 heures deux fois par semaine au lieu
d'une. Derrière ses propositions, l'USAM assure que le but recherché est davantage de
flexibilité, et non pas une augmentation du temps de travail. L'USS et Travail.Suisse
rejettent la flexibilité demandée. Pour ces derniers, réagir à la numérisation ne doit pas
se traduire par plus de flexibilisation. 25
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat über die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schäden in Grenzen zu halten und die
Einschränkung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumärkte, Blumenläden und Gärtnereien
ihre Türen wieder öffnen dürfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach möglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und lösten
keine grossen Personenströme aus, erklärte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhäusern zudem wieder uneingeschränkt Eingriffe
durchgeführt werden können. 
Als zweite Etappe sah die Regierung für den 11. Mai die Wiedereröffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsläden und Märkte vor. Vor dem Entscheid über diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fällen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Öffnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots für den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen. 
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An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte ankündigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
übergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Überschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz führen würde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unbürokratisch beantragen können. Er
gab zudem bekannt, dass Selbständigeerwerbende rückwirkend ab dem 17. März 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen können, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebüsst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlöcher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschläge ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Müller; fdp, LU; Po. 20.3214), über ein fünfjähriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben für die EU, den Asylbereich und ausländische Personen (Motion Quadri;
lega, TI; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritätssteuer, z.B. über eine Erhöhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschädigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehörigen der Armee zu, die zwischen dem 6. März 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewältigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes überschritten hatten. Für Angehörige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kündigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden könnten als ursprünglich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevölkerung hatte abgeschwächt werden können. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
öffnen dürfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen können, wobei die diesbezügliche Entscheidung über die Durchführung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprüfungen durchgeführt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mündlicher Prüfungen empfehle. Anders sah die
Situation für die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprüfungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein. 
Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu können, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem müssten alle
Institutionen über ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfügen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschränkungen zu entschärfen; Grossveranstaltungen mit
über 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flächendeckende
Rückverfolgung von Neuinfektionen fortzuführen. Ein ähnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert würden, wenn sie sich in der Nähe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kürze auch die gesetzliche Grundlage für ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklärte der Bundesrat. Die eidgenössischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im März abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kündigte er Liquiditätshilfen in der
Höhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend änderte die BAG-Kampagne «So schützen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugeständnisse nach wie vor die gleichen Regeln gälten – unter anderem
Abstandhalten, Händewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevölkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden können.
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Was die vorläufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Männer der Spielbetrieb endgültig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden höchsten
Ligen fortgeführt werden könne, wollte die Swiss Football League nach Anhörung der
tangierten Clubs entscheiden. 

Nachdem die Frühjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Ständerat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschäfte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekämpfung der Folgen der Pandemie, etwa für die Corona-Kredite, welche
nachträglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Darüber hinaus
beschäftigen sich die Räte aber auch ausführlich mit den Corona-Krediten für die
Unternehmen, mit den Massnahmen für die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschäftsmieten. 

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstände bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Gründung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung stärken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergänzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfälle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstützen zu wollen. Wie diese
Unterstützung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten. 

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Österreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollständig geöffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarländer würden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verfügten über eine ähnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten für binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie für «allfällige weitere Personenkategorien» Lösungen
entwickelt werden. Gleichentags verkündete das VBS die Unterstützung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Höhe vom CHF 500 Mio. 

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Rückgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Höhe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstützung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudämpfen. Der Löwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche später – am 27. Mai 2020 – teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin grössten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder öffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlässe oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden dürfen. Für denselben Tag wurde zudem die Wiedereröffnung von
Bergbahnen, Campingplätzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
für Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Gärten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrösse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch müssen ab
einer Gruppengrösse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden dürfen, wobei die Kantone über die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevölkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen dürften jedoch grundsätzlich selbst über die Rückkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
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wieder möglich sein. Zudem sei für den 6. Juni die vollständige Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt. 

Am 15. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollständig geöffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemäss
Epidemiengesetz zurückzukehren, wofür er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor für ausführliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die für Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene Unterstützungsmassnahmen für die Wirtschaft am Laufen,
Einschränkungen bestanden jedoch fast keine mehr. 26

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Am 13. März 2019 beschloss der Bundesrat mittels einer Verordnung weitreichende
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19). Mit dieser Verordnung wurde
unter anderem beschlossen, dass ab dem 16. März 2020 alle Schulen inklusive der
Hochschulen geschlossen bleiben mussten. Kindertagesstätten hingegen durften nur
schliessen, wenn die zuständigen Behörden andere geeignete Betreuungsangebote
vorgesehen hatten. Der Bundesrat griff damit stark in die Kompetenz der Kantone ein,
welche in der Regel im Bereich Primarstufe, Sekundarschule, Gymnasium und
Fachmittelschule zuständig sind.
In der Folge wurden sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen,
Sekundarschulen, Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen, geschlossen. Kinder,
Jugendliche sowie Studentinnen und Studenten wurden fortan zu Hause unterrichtet,
insbesondere durch digitale Lernangebote. Die Medien berichteten ausführlich über
die Schliessungen der Schulen und veröffentlichten zahlreiche Erfahrungsberichte über
einzelne Schulen und deren Lehrkörper, gingen aber auch zu den Schülerinnen und
Schülern sowie deren Eltern nach Hause, um zu berichten, wie diese die Situation
meisterten. Zu Beginn des sogenannten Lockdowns schrieben die Zeitungen über die
kantonalen Unterschiede in der Handhabung der Schliessungen. So war in einigen
Kantonen beispielsweise nicht klar, für welche Kinder und Jugendlichen ein
Alternativprogramm in der Schule geboten werden musste, weil diese nicht zu Hause
betreut werden konnten. Zahlreiche Zeitungen wiesen auch generell auf den Fakt hin,
dass das Ausfallen des Präsenzunterrichts vor allem für bereits schwächere
Schülerinnen und Schüler gravierende Folgen haben könne. Die Kinder bräuchten den
sozialen Austausch in der Klasse als Korrektiv zum Elternhaus und die Schule trage stark
dazu bei, Kinder aus einem bildungsfernen Elternhaus besser zu integrieren, so Philippe
Wampfler, Deutschlehrer, in der NZZ. Dem pflichtete auch Margrit Stamm, emeritierte
Professorin für Erziehungswissenschaften, im Sonntagsblick bei. Einige Eltern hätten
viel weniger Kapazitäten als andere, um die Kinder zu Hause zu betreuen. Die Schulen
müssten dafür sorgen, dass schwächere Schüler nicht noch mehr abgehängt würden.
Im Bereich der Grundschulen stand die Umstellung von analogem zu digitalem
Unterricht und damit einige neue Unterrichtsformen im Fokus der Berichterstattung.
Zunächst brachten einige Lehrerinnen und Lehrer die Schulmaterialien den Kindern
nach Hause oder die Kinder konnten die Lehrmittel gestaffelt aus den Schulen abholen,
wie einige Zeitungen berichteten. In den darauffolgenden Tagen wurde dann immer
mehr auf den digitalen Unterricht übergeleitet und die Lehrpersonen schickten die
Aufgaben per E-Mail oder es wurde auf Onlineplattformen zurückgegriffen. Die
Sonntagszeitung berichtete, dass der Zürcher Lehrmittelverlag früh reagierte und für
den Fernunterricht kostenlose Sonderlizenzen für E-Learning auf allen Schulstufen zur
Verfügung stellte. Auf Stufe Bund wurde die staatliche Fachagentur Educa.ch
eingeschaltet, welche den Einsatz von digitalen Lehrmitteln und Onlinediensten
vorantreiben sollte, wie der Sonntags-Blick berichtete. Die Medien berichteten
detailliert über die forcierte Digitalisierung des Unterrichts und über deren Vor- und
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Nachteile. Man war sich dabei einig, dass die Digitalisierung des Unterrichts einen
Schub erhalten hatte, sie aber das Klassenzimmer und die Interaktion der Schüler und
Schülerinnen untereinander und vor allem mit der Lehrperson nicht ersetze könne.
Dem stimmte auch Dagmar Rösler, Präsidentin des LCH im Blick bei und wies zudem auf
die Wichtigkeit des haptischen Erlebens hin, welches beim Online-Unterricht kaum
gegeben sei.
Bei den Gymnasien und den Berufsschulen stand die Frage nach den
Abschlussprüfungen im Vordergrund der Berichterstattungen. Dabei war lange Zeit
unklar, ob und wie diese bei den beiden Bildungseinrichtungen stattfinden sollten,
wobei Bund, Kantone und die Organisationen der Arbeitswelt daran seien, Lösungen zu
finden, damit die Prüfungen stattfinden könnten, wie die NZZ berichtete. Ende März
wurde von zwei Schülerinnen und Schülern aus dem Kanton Baselland eine Petition
eingereicht, welche den Bundesrat dazu aufrief, 2020 alle Abschlussprüfungen
abzusagen, wie die BAZ und andere Medien berichteten. In Zusammenhang mit den
Abschlussprüfungen wiesen die Medien auch auf die Probleme der Jugendlichen bei
der Suche nach einer Lehrstelle oder bei der täglichen Arbeit im Betrieb hin. Le Temps
berichtete beispielsweise, dass viele Lernende weiterhin in ihrem Betrieb arbeiteten,
obwohl dort die hygienischen Anforderungen nicht eingehalten werden könnten. Und in
der Aargauer Zeitung wurde Stefan Wolter, Direktor der SKBF zitiert, der befürchtete,
dass zahlreiche Unternehmen, welche Lernende ausbilden, schliessen werden müssen.
Dadurch gebe es zahlreiche Lernende, die ihre Ausbildung abbrechen müssten und vor
dem Nichts stünden. Ihnen müsse geholfen werden. 27

Berufsbildung

Mitte Oktober 2020 berichtete das SBFI, dass sich die Lehrstellenvergabe im Jahr
2020 trotz der Corona-Krise gut entwickelt habe. Dank intensivierten Massnahmen des
Bundes, der Kantone, der Organisationen der Arbeitswelt und der Lehrbetriebe sei der
Lehrstellenmarkt 2020 stabil geblieben; bis Ende September 2020 seien sogar etwas
mehr Lehrverträge abgeschlossen worden als in der Vorjahresperiode. Damit auch
zukünftig genügend Lehrstellen angeboten würden, habe die Task Force Perspektive
Berufslehre 2020 eine «Berufsbildungs-Challenge» auf www.prolehrstellen.ch lanciert.
Mit dieser Internet-Plattform wird das Ziel verfolgt, die Betriebe, die sich während der
Pandemie für die Berufslehre eingesetzt haben, zu würdigen sowie weitere Betriebe
von der Berufslehre zu überzeugen.
Einige wenige Zeitungen nahmen die Medienmitteilung zum Anlass, um über den
Lehrstellenmarkt in der Corona-Krise zu berichten. Der Tagesanzeiger informierte über
die Lehrstellensuche in den verschiedenen Branchen. Mancherorts würden weiterhin
Schnupperlehren durchgeführt, oft aber in verkürzter Form, beispielsweise als
Informationsnachmittag. Viele grössere Unternehmen böten auch virtuelle Lösungen an.
Bei der Aargauer Kantonalbank etwa gebe es die Möglichkeit, dass sich interessierte
Schülerinnen und Schüler mit den Lernenden per Chatfunktion austauschen können.
Der Detailhändler Coop äusserte jedoch Vorbehalte gegenüber rein virtuellen
Angeboten, es brauche immer auch einen Einblick in die Praxis. Auch ein
Sekundarschulleiter in Olten äusserte Skepsis an diesem Modell. Schwächere
Schülerinnen und Schüler würden bei der Lehrstellenvergabe diskriminiert, wenn sie
sich nicht persönlich vorstellen könnten und der Betrieb nur anhand der Noten über
einen Lehrvertragsabschluss entscheiden würde. Im Sonntagsblick äusserte sich Stefan
Wolter, Direktor der SKBF, zum Thema der Lehrstellensituation. Er mutmasste, dass der
im ersten Halbjahr 2020 vom SECO prognostizierte Rückgang des BIP von über 6
Prozent zur Entwicklung des Lehrstellenmarktes beigetragen habe. Diese schlechte
Perspektive dürfte einige Jugendliche dazu bewogen haben, auch eine Lehrstelle
anzunehmen, die nicht 100 Prozent ihren Erwartungen entsprach, so Wolter. Diese
Kompromissbereitschaft, sowie die epidemiologische Lage und die weitere
wirtschaftliche Entwicklung seien nun auch für die Zukunft des Lehrstellenmarktes von
entscheidender Bedeutung, schloss Wolter. 28
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Kultur, Sprache, Kirchen

Film

Seit dem 18. September 2014 kann Netflix auch in der Schweiz genutzt werden. Der aus
den USA stammende Streaming-Dienst für Filme und Serien, darunter auch Netflix-
Eigenproduktionen, steht in der Schweiz wohnhaften Personen ab knapp CHF 12 pro
Monat zur Verfügung. Ob die vergleichsweise hohen Preise für die Nutzung des Dienstes
in der Schweiz Personen vom - aktuell nicht unter Strafe gestellten - Download auf
illegalen Plattformen abhalten kann, wird sich weisen. Telekomexperten bei Comparis
gingen davon aus, dass Konsumentinnen und Konsumenten in der Schweiz bereit wären,
monatlich im Schnitt CHF 20 für den Streaming-Dienst aufzuwenden. Karim Zekri, Chef
des Internetdienstes Teleboy, der einige Monate zuvor ein Serien-Angebot für CHF
14,90 pro Monat lanciert hatte, rechnete beim Konkurrenten mit einem Preis von CHF
13 pro Monat. Kurz vor Lancierung von Netflix in der Schweiz stellte Teleboy sein Serien-
Angebot vorübergehend ein. Fast zeitgleich jedoch lancierte UPC Cablecom einen
vergleichbaren Service für knapp CHF 10 pro Monat; Swisscom verfolge ähnliche Pläne.
Die Schweiz hat einen neuen Markt. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.09.2014
MARLÈNE GERBER

Sprachen

Rund zwei Jahre nach der Ankündigung der Somedia AG, die rätoromanische
Tageszeitung «La Quotidiana» nicht mehr mitfinanzieren zu wollen, und der damit
aufgeworfenen Frage um die Zukunft der romanischen Medienlandschaft im
Allgemeinen stellten Vertreterinnen und Vertreter der romanischen Medien im Frühjahr
2019 ein neues Medienkonzept vor, von dem sie sich eine Entlastung der Situation
erhofften. Im Rahmen des Projektes «Medias rumantschas 2019» wollten öffentliche
und private rätoromanische Medien ab Anfang 2020 zusammenspannen und täglich ein
Medienangebot in der vierten Landessprache bereitstellen. Auf den Weg gebracht
wurde das Konzept unter der Leitung der Lia Rumantscha. Mit von der Partie waren die
Zeitungen «Engadiner Post/Posta Ladina», «La Quotidiana» und «La Pagina da
Surmeir», die SRG-Tochter Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die Somedia AG
sowie die ehemalige Agentura da Novitads Rumantscha (ANR). Letztere war im Rahmen
der Neukonzeption in die unabhängige Stiftung «Fundaziun da medias rumantschas»
(FMR) überführt worden, welche sich in einem wesentlichen Punkt von ihrer
Vorgängerin unterschied: Vertreterinnen und Vertreter von Medienhäusern mit
Leistungsvereinbarungen erhielten keinen Einsitz mehr in den FMR-Stiftungsrat,
sondern sollten ihre Anliegen an einen der FMR beigeordneten Konsultationsrat
richten. Während der Kernauftrag der FMR in der Sicherstellung der medialen
Versorgung der rätoromanischen Bevölkerung in Textform lag, sollte RTR in erster Linie
Nachrichten und Aktualitäten beisteuern. Derweil investiere Somedia in den Vertrieb,
die Verbreitung und das Marketing, wie Somedia-Geschäftsführer Silvio Lebrument
gegenüber den Medien erläuterte.
Das von der FMR und RTR in allen fünf Idiomen und auf Rumantsch Grischun
produzierte Textangebot soll allen beteiligten Partnern kostenlos und zur
gleichberechtigten Verwendung auf einer Plattform zur Verfügung gestellt werden.
Damit dieser erweiterte Auftrag erfüllt werden kann, genehmigte die Bündner
Regierung im Dezember 2019 die neue Leistungsvereinbarung mit der FMR, welche die
bestehende Vereinbarung mit ANR für die Legislaturperiode 2017–2020 ersetzt. Neu
werden ab 2020 die jährlichen Bundes- und Kantonsbeiträge an die Stiftung um je CHF
300'000 erhöht. Für das Jahr 2020 erhält die FMR folglich CHF 745'000 an
Kantonsbeiträgen und rund CHF 1 Mio. an Bundesbeiträgen. 30
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Medien

Medien

Irrungen und Wirrungen begleiteten die Beratungen zum Massnahmenpaket zugunsten
der Medien in den Kreisen der potentiell begünstigten Verlage. Wenige Tage vor der
Kommissionssitzung Ende August 2020, an der eine knappe Kommissionsmehrheit dem
Nationalrat die Ausklammerung der Online-Medienförderung aus dem
Medienförderungspaket beantragte, hatte der Verleger von CH Media, Peter Wanner, in
einem Kommentar in der «Schweiz am Wochenende» Kritik an der im
Massnahmenpaket enthaltenen Online-Medienförderung verlauten lassen. Zum einen
hatte er sein Unverständnis darüber geäussert, dass unabhängige Lokalzeitungen mehr
Unterstützung zugesprochen bekämen als Lokalzeitungen, die grösseren Verlagen
angehörten, obwohl Letztere auch über eigene Redaktionen verfügten. Zum anderen
hatte er sich unzufrieden darüber gezeigt, dass lediglich digitale Bezahlmedien
gefördert würden, wobei etwa das zu CH Media gehörende Onlineportal Watson leer
ausgehe. Das Online-Magazin «Republik» wusste darauf zu berichten, dass sich zwei
Mitglieder des Präsidiums des Verbands Schweizer Medien (VSM) in einer E-Mail an die
Mitglieder der KVF-NR gewandt hätten, um klarzustellen, dass die Mehrheit des
Präsidiums hinter dem gesamten Medienpaket stehe. Kurz nach der
Kommissionssitzung wandte sich Wanner an die Nationalrätinnen und Nationalräte und
stellte klar, dass er mit seinem Beitrag nicht das Medienpaket habe gefährden wollen.
Unterdessen hatte die SP verlauten lassen, dass sie sich gegen die Vorlage stellen
werde, sollte der Nationalrat die Förderung der Online-Medien aus dem
Massnahmenpaket ausklammern. Zusammen mit der SVP, die dem Paket als solches
ablehnend gegenübersteht, könnten die Sozialdemokraten das Paket kippen.
Der Präsident des Verlegerverbandes, Pietro Supino, machte Ende August an einer
Medienkonferenz der TX Group seinerseits deutlich, dass er sich an die Losung des VSM
zu halten habe, dass für ihn als Verwaltungsratspräsident der TX Group die
Onlinemedienförderung aber nur eine marginale Rolle spiele. Gegenüber der
«Republik» bestätigte er in der Folge, dass er die im Massnahmenpaket präsentierte
Digitalförderung noch nicht als zu Ende gedacht ansehe. An besagter Medienkonferenz
gab die TX Group ferner massgebliche Sparmassnahmen im Pressesektor bekannt, was
den auf den Printmedien lastenden Druck verdeutlichte, der sich durch die Corona-
Pandemie noch verstärkt hatte. VSM-Geschäftsführer Andreas Häuptli sprach in einem
Gastbeitrag in der NZZ wenige Tage vor der parlamentarischen Beratung im September
von einem «Kahlschlag, der nicht mehr aufzuforsten» sei, sollte die Presse nicht in
Kürze von der geplanten Erweiterung der indirekten Presseförderung profitieren
können. Lehnt der Nationalrat die Aufschnürung des Medienförderungspaketes ab,
gelangt dieses zuerst zur Beratung zurück an die Kommission, bevor sich der Rat auch
zu den unbestrittenen Punkten des Förderungsvorhabens äussern kann.
In letzter Minute lancierten zehn Medienorganisationen, darunter das Schweizer
Syndikat für Medienschaffende, impressum und syndicom, einen Appell zur
Unterstützung des integralen Medienpaketes. Auch Häuptli sprach sich in seinem
Gastbeitrag für die staatliche Förderung von Online-Medien aus und bekräftigte: «Die
Verleger stützen die klare Linie des Bundesrates.» 31
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Radio und Fernsehen

Die Mitte 1981 auslaufende Kabelrundfunkverordnung schliesst Werbesendungen aus
und gibt der SRG ein Monopol für drahtlose Übertragungen. Dieses wird zunehmend
von illegalen Piratensendern gebrochen, die hauptsächlich im Raum Zürich auftreten.
Dabei scheinen vor allem die politischen unter ihnen von der PTT gestört zu werden.
Die Bestimmungen der Kabelrundfunkverordnung umging geschickt der ehemalige
«Tat»-Chefredaktor R. Schawinski, der seit dem November vom italienischen
Grenzberg Pizzo Groppera aus mit seinem starken UKW-Sender «Radio-24» die Region
Zürich rund um die Uhr mit Popmusik und Werbespots bedient. Das EVED verlangte in
mehreren Gesprächen mit den italienischen Behörden die Schliessung des Senders und
setzte eine Frist bis Ende Jahr. Innert Wochenfrist wurden Ende Dezember über
200'000 allerdings nicht beglaubigte Unterschriften gesammelt, die den Bundesrat
aufforderten, nichts gegen «Radio-24» zu unternehmen. Die Grossverlage Ringier und
Jean Frey deuteten an, dass sie im Falle einer Nichtverhinderung von «Radio-24»
ihrerseits ins Radiogeschäft einsteigen könnten. Das angesprochene EVED begrüsst
prinzipiell die publizistische Konkurrenz, allerdings nicht ihre Kommerzialisierung, und
will private Sender nicht von heute auf morgen zulassen. Es möchte präjudizierende
Entwicklungen möglichst verhindern und fürchtet, dass mit einer vorzeitigen Freigabe
das Medienkonzept Schweiz unterlaufen werden könnte. 32
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Der von den Behörden angestrebte gesetzlich geordnete Umbruch bei den
elektronischen Medien wurde von dem in Italien stationierten Kommerzsender «Radio
24»  unterlaufen, der nach peripetienreichen juristischen Geplänkeln der italienischen
Stellen im Januar stillgelegt, im März wieder zugelassen und im November vorläufig
erneut geschlossen wurde. Der Bundesrat betrachtet den Sender als im Widerspruch zu
internationalen Abkommen stehend und führt neben juristischen auch
medienpolitische Einwände an, da er sich eine gesellschaftlich orientierte
Medienordnung nicht verbauen lassen will. Eine weitere Kontroverse entstand um die
von den Kabelnetz-Verbänden zunehmend praktizierte Einspeisung von «Radio 24» in
ihre Netze. Sie ignorierten damit ein Schreiben der PTT, das die Übernahme des
Grenzsenders als illegal bezeichnete. Die PTT-Generaldirektion beantragte deshalb, bei
der Revision der Verordnung eins des Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetzes einen
Artikel aufzunehmen, der die Verbreitung von Sendern, die die Bestimmungen des
internationalen Fernmeldevertrages und anderer Abkommen nicht einhalten, untersagt.
Insbesondere der Entscheid des Zürcher Stadtrates (Exekutive), «Radio 24» ins
Kabelnetz der Rediffusion aufzunehmen, stiess auf etliches Unverständnis. Er wurde
auch als Honorierung für die behördenfreundliche Berichterstattung dieses Senders
über die Jugendkrawalle interpretiert. 33
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Die Swisscom lancierte 2006 ein digitales Fernsehangebot („Bluewin-TV“), das über
Telefonleitungen verbreitet wird. Dieses umfasst über hundert Fernsehprogramme und
70 Radiokanäle. Dieses neue Angebot der Swisscom führte dazu, dass die Konkurrentin
Cablecom die Preise für das digitale Fernsehen drastisch senkte. 34
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Im Frühjahr 2021 gab die SRG bekannt, grosse Einsparungen im Kulturangebot
vorzunehmen. Der Entscheid war Teil eines gross angelegten Sparprogramms, das in
allen Abteilungen Einsparungen vorsah. Nach der 2018 abgelehnten No-Billag-Initiative
hatte die SRG bekannt gegeben, CHF 100 Mio. sparen zu wollen. So wurde damals
beschlossen, das Berner Radiostudio nach Zürich-Leutschenbach zu verlegen, um die
Immobilienkosten zu reduzieren. Die Sparmassnahmen waren ausserdem teils den
gesunkenen Gebühren und neuen Konzessionen geschuldet, welche eine
Umstrukturierung des Programms hin zu einem jüngeren Zielpublikum vorsahen.
Ferner, dies erklärte die Sonntags-Zeitung, seien auch die Werbeeinnahmen
weggebrochen, da Unternehmen ihre Werbung heutzutage vermehrt auf Google oder
Facebook platzieren würden. 

Die Ankündigung, das Kulturangebot grosszügig abzuspecken, fand in der Öffentlichkeit
wenig Anklang: In der Aargauer Zeitung war von «Verrat an der Kultur» und einem «Tod
auf Raten» die Rede und ein weiterer Artikel der Zeitung trug, in Anspielung auf einen
SRF-Beitrag auf Instagram, den etwas lapidaren Titel «Kultur? Boah, ne!».
Die NZZ fragte die SRF-Direktorin Nathalie Wappler in einem Interview, ob das ihr
Verständnis von Service public sei. Diese verstand den Unmut, betonte aber, dass die in
den Schlagzeilen thematisierten Kürzungen nur einen Teil der Wahrheit abbildeten: Die
Konzessionen sähen vor, das digitale Angebot voranzutreiben, damit insbesondere die
jüngere Bevölkerung besser erreicht werden könne. Neue Kanäle wie Youtube oder
Instagram würden hier fokussiert, wobei aber noch immer 80 Prozent des
ausgestrahlten Programms via Fernsehen empfangbar bleibe. Es sei also kein genereller
Angebotsabbau in allen Bereichen, Ziel sei es vielmehr, mit neuen und zeitgemässen
Angeboten entstehende Lücken wieder zu füllen. Damit erfülle das SRF seinen
Leistungsauftrag, so Wappler.
Die Sonntags-Zeitung warf der SRG zudem vor, radikal den Sparhammer auszupacken,
und befürchtete einen Qualitätsrückgang. Zu dieser Frage nahm SRF-Kultur-Chefin
Susanne Wille Stellung. Sie räumte ein, dass man nicht schönreden müsse, was gemacht
werde: Es werde gespart und einige Sendungen, etwa die Literatursendung «52 beste
Bücher» würden eingestellt. Es sei aber besser, den Prozess mit Entwicklungsaufträgen
zu verbinden und das Angebot anzupassen und weiterzuentwickeln, als Sendungen am
Leben zu erhalten und dabei deren Qualität zu verringern. Auch Wille betonte hier die
Verschiebung vom klassischen Fernsehen hin zu einem zunehmend digitalen Angebot:
Gehe der Plan auf, so werde zukünftig die ältere Generation nach wie vor via klassische
Sendungen in Radio und Fernsehen erreicht, während die nachfolgende, jüngere
Generation das kulturelle Angebot auf digitalen Kanäle konsumieren könne. 35
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Presse

Die Vielfalt der Presse ist weiterhin und verstärkt durch Abhängigkeit von der
Wirtschaft, Konkurrenz unter Grossverlagen und Konkurrenz durch neue elektronische
Medien bedroht. Die fortschreitende Pressekonzentration hat zu regionalen Vormacht
und Monopolstellungen geführt. Nationalrat Muheim (sp, LU) erachtete ein Warten auf
die Medien-Gesamtkonzeption als zu gefährlich und hatte deshalb noch im Vorjahr
eine parlamentarische Initiative zur Presseförderung vorgelegt. Eine Kommission des
Nationalrats stimmte dieser im Grundsatz zu und konnte im November einen
Presseförderungsartikel zuhanden von Bundesrat und Parlament verabschieden, der
sich vom Expertenentwurf aus dem Jahre 1975 im wesentlichen nur durch das Fehlen
von Steuererleichterungen unterscheidet. Der Bund soll Massnahmen zur Förderung
einer vielfältigen und unabhängigen Presse in den einzelnen Landesteilen treffen,
gegebenenfalls unter Abweichung von der Handels- und Gewerbefreiheit. Dazu soll er
die berufliche Aus- und Fortbildung im Pressebereich fördern. Über eine baldige
Realisierung dieses Presseförderungsartikels scheinen allerdings keine Illusionen zu
bestehen. Mit radikaleren Forderungen wartete die SJU auf, die verlangte, dass der
Staat die publizistischen Monopole brechen, allenfalls Konkurrenzzeitungen gründen
und die Verfügungsgewalt. der Verleger sowie den Einfluss der Grossinserenten
gesetzlich beschränken solle. Dieser Einfluss kann kaum noch verdeckt werden: Wegen
eines kritischen Artikels des «Tages-Anzeigers» über das Autogewerbe wurden bereits
disponierte Inserate sistiert und die Zeitung in der Folge von den bedeutendsten
Autoimporteuren faktisch boykottiert, was nach den Angaben des Chefredaktors zu
einem monatlichen Einnahmeausfall von CHF 500'000 führte. Die Kartellkommission
begann mit Ermittlungen, um abzuklären, ob ein juristisch verbotener Boykott vorliege.
Das Ganze zeigte, dass viele Grossinserenten ein werbefreundliches redaktionelles
Umfeld erwarten und dass die Pressefreiheit dem Staat gegenüber verfassungsmässig
garantiert, jedoch von privaten Mächten bedroht sein kann. 36
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Die AZ-Medien Gruppe setzte erstmals einen Ombudsmann für ihre Zeitungen und
Online-Auftritte ein. In das Amt wurde Josef Rennhard, ehemaliger Chefredaktor des
„Beobachters“, gewählt. Der Ombudsmann soll zwischen Nutzerinnen und Nutzern, von
Medienberichten betroffenen Personen und Institutionen sowie den Macherinnen und
Machern der AZ-Medien vermitteln. Dabei hat er für eine Weiterentwicklung der
Diskussionskultur wie auch für Verständnis gegenüber den Regeln und
Gesetzesmässigkeiten des Medienalltags zu sorgen. 37
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«Bon pour la tête», so lautete der Name einer neuen Informationsplattform für die
Romandie, die im Juli 2017 aus der Taufe gehoben wurde. Die Anlehnung an den
Leitspruch des im Februar desselben Jahres eingestellten Print-Nachrichtenmagazins
«L'Hebdo» war dabei nicht zufällig: Nach dem Untergang des Wochenblattes wurde
«Bon pour la tête» von ehemaligen Redaktionsmitgliedern von «L'Hebdo» gegründet.
Vergleichbar in seiner Art ist es mit dem sich in Entstehung befindenden
Deutschschweizer Online-Magazin «Republik», das ebenfalls Hintergrundinformationen
und Einordnungen liefert und ebenso durch Crowdfunding finanziert wird. 38
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Am Swiss Media Forum 2018 bekräftigten die Verleger, dass sie gemeinsam gegen den
Abfluss der Werbegelder an grosse Technologiegiganten vorgehen wollen. Zu diesem
Zeitpunkt gingen Experten davon aus, dass fast 70 Prozent der in der Schweiz
eingesetzten Online-Werbegelder ins Ausland abwanderten. Entgegenwirken wollten
die Schweizer Verlage diesem Umstand mit einem Kunden-Login. Eine Registrierung der
Leserinnen und Leser würde es den Medienhäusern ermöglichen, mit Google und
Konsorten mitzuziehen und aufgrund des Verhaltens und der Vorlieben der Nutzenden
personalisierte Werbung zu schalten. Ein Jahr später konkretisierten sich die Pläne der
sogenannten Digital-Allianz, an der sich Ringier, die NZZ-Gruppe, CH-Media, die SRG
und Tamedia beteiligten. Im Oktober 2019 führten die vier privaten Verlage in einem
ersten Schritt eine freiwillige Registrierung ein; die SRG wollte voraussichtlich im
Folgejahr nachziehen. 39
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Rund um Ringier Axel Springer und den dem Medienhaus angehörenden «Blick» gab es
im Jahr 2020 bedeutende Entwicklungen. An der Dreikönigstagung Anfang Januar 2020
konstatierte Ringier-CEO Marc Walder, dass über 70 Prozent aller Einnahmen aus der
Digitalwerbung in der Schweiz an Konzerne im Ausland abflössen. Im selben Atemzug
gab er den Wiedereintritt von Ringier in den Verlegerverband bekannt, damit sich die
Schweizer Medienlandschaft vereint gegen die grossen Technologiekonzerne stellen
könne. Ringier war 2015 aus dem Verlegerverband ausgetreten, nachdem von den
anderen Medienkonzernen Kritik an Ringier und dessen Beteiligung an der Werbeallianz
«Admeira» mit der SRG und der Swisscom laut geworden war. Nachdem bereits die SRG
2018 ihre Anteile an der Werbeallianz verkauft hatte, gab auch die Swisscom im Februar
2020 bekannt, die Allianz zu verlassen, womit diese in den Alleinbesitz von Ringier
überging und zu einem rein privaten Unternehmen mutierte. Ringier plante eine
Neuausrichtung von Admeira; diese soll sich künftig auf die Vermarktung von TV-
Werbung konzentrieren. 

Ebenfalls im Februar hob Ringier den ersten digitalen Fernsehsender der Schweiz aus
der Taufe. Blick TV startete mit 48 Mitarbeitenden und wird vom ehemaligen «Arena»-
Moderator Jonas Projer geleitet. Von 6 bis 23 Uhr sollen Nutzerinnen und Nutzer via die
«Blick»-App oder -Homepage einen integrierten Live-TV-Kanal verfolgen können,
dessen Nachrichten laufend ausgetauscht werden. 180 Sekunden nach einer Eilmeldung
soll über diese bereits berichtet werden, lautete die Vorgabe an Chefredaktor Projer.
Die Nutzung des Fernsehsenders ist kostenlos, wird jedoch unterbrochen durch
Werbespots, die nicht übersprungen werden können. Mit dem neuen Format
beabsichtigte Ringier, zusätzliche Werbegelder zu generieren und das jüngere Publikum
verstärkt anzusprechen. Die Produzenten planten ferner, Blick TV ins herkömmliche
Fernsehprogramm zu integrieren. Gemäss Bericht der AZ erwarteten auch die
politischen Parteien das neue Format mit Spannung, da sie gemerkt hätten, dass sie
ihre Themen und Positionen via die herkömmlichen Medien nicht ausreichend
portieren könnten. «Dass wir unsere Botschaft unverzerrt und im O-Ton ans Publikum
bringen», versprach sich etwa der damalige SVP-Präsident Albert Rösti von Blick TV. 

Nicht zuletzt wurde im Februar 2020 bekannt, dass die Mobiliar 25 Prozent des
Aktienkapitals von Ringier übernimmt. Zur Frage, wie viel die Mobiliar für die
Beteiligung eingesetzt hatte, wurde Stillschweigen vereinbart. Die NZZ vermutete, es
handle sich um einen «hohen dreistelligen Millionenbetrag». Mobiliar-
Verwaltungsratspräsident Urs Berger und Konzernchef Markus Hongler nehmen neu
Einsitz im Verwaltungsrat von Ringier. Bereits seit vier Jahren hatten die beiden
Unternehmen mit dem Joint Venture «Scout 24 Schweiz» gemeinsame Erfahrungen
gemacht. Die Mobiliar sehe mit dem Einstieg in den Ringier-Konzern die Möglichkeit,
mit dem bei Ringier gesammelten digitalen Know-How die eigene
Digitalisierungsstrategie schneller voranzutreiben, erklärte Hongler gegenüber den
Medien. Ihn interessiere in erster Linie die Plattformökonomie, respektive
Geschäftsmodelle, die Anbieter und Interessenten auf einem digitalen Marktplatz
zusammenbringen. 72 Prozent des operativen Gewinns erarbeitete Ringier zum
gegebenen Zeitpunkt im digitalen Bereich. Gemäss CEO Walder gehöre Ringier zu
denjenigen europäischen Medienunternehmen, deren digitale Transformation am
weitesten fortgeschritten sei. 

Ende Oktober 2020 wurde bekannt, dass die digitale Version des «Blick» unter noch
unbekanntem Namen ab 2021 auch in französischer Sprache zu lesen sein wird. Eine
Expansion in die Romandie hatte beinahe zeitgleich auch das CH Media angehörende
Online-Portal «Watson» bekannt gegeben. Medienberichten aus konkurrenzierenden
Verlagshäusern war zu entnehmen, dass diesem Unterfangen keine reinen
Marketingüberlegungen zu Grunde lägen, sondern dass der Entscheid eher die Folge
einer «nüchterne[n] betriebswirtschaftliche[n] Logik» (TA) sei. Mit der Expansion könne
den Werbekunden ein einheitlicher und nationaler Auftritt versprochen werden, womit
die Abwanderung von Werbegeldern zu den Tech-Giganten verlangsamt werden
könne. 40
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Medienpolitische Grundfragen

Anders als im kulturellen Bereich, wo Neues sich häufig nur am Rande artikuliert und
kaum beachtet wird, verdeutlichten die technischen Neuerungen auf dem
Mediensektor die Notwendigkeit einer neuen Medienordnung. Die jüngsten
Auseinandersetzungen in diesem Bereich liessen erkennen, dass es dabei nicht nur um
blosse rechtliche Festschreibungen, sondern vor allem um politische und
wirtschaftliche Macht sowie um die Freiheit der Information und des
Medienschaffenden geht. Dabei wird offenbar von interessierten Kreisen versucht, die
bevorstehenden Entscheidungen zu präjudizieren. Dies umso mehr, als die im Vorjahr
eingesetzte Kommission für eine Medien-Gesamtkonzeption ihre Arbeit erst Mitte 1981
abschliessen wird. Sie hat 1979 noch keine formellen Beschlüsse gefasst und sich neben
der Erfassung des Ist-Zustandes vor allem den dringlich vorzuziehenden Massnahmen
gewidmet und ihre Arbeit mit den andern medienrelevanten Rechtssetzungsprojekten
koordiniert. Die von der Kommission erarbeiteten kommunikationspolitischen
Zielsetzungen legen Wert auf eine Konsolidierung der Medienfreiheit und lehnen eine
Qualitätskontrolle der Medien durch den Staat ab. Medienfreiheit ist nach Ansicht der
Schweizerischen Journalistenunion (SJU) auch von anderer Seite gefährdet. Sie
fordert deshalb von der Medien-Gesamtkonzeption die Garantie, dass private
Medienkonzerne nicht in bisherige und neue elektronische Massenmedien eindringen
können. 41
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Ein Redaktor des Fernsehens DRS, welcher versuchte, die Manipulierbarkeit der
sogenannten Teledialog-Umfragetechnik (TED) am Beispiel einer Blick-Umfrage zu
beweisen, hat dabei gemäss Fernsehdirektor Schellenberg eine gravierende
Fehlbeurteilung des journalistischen Spielraums begangen. Ohne seine Vorgesetzten zu
informieren, manipulierte er durch den Einsatz von sieben Computern und eines
Modems, das permanent die vom Blick publizierte Nummer anwählte, die Umfragen zu
einer Fernsehsendung bzw. zur Akzeptanz der beantragten Gebührenerhöhung. Er
wollte mit diesem Experiment dem Publikum demonstrieren, wie massiv beeinflussbar
solche Umfragen sind und welche suggestive Wirkung ihre Ergebnisse auf die
Meinungsbildung ausüben können. Die Konsequenz war nicht nur die fristlose
Entlassung des Journalisten, sondern auch die vorläufige Einstellung dieser Blick-
Umfragen. 42
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Telekommunikation

Um die neuen Angebote der Telekommunikation und das Bedürfnis danach zu testen,
haben die PTT und die interessierte Industrie die Gemeinden eingeladen,
Projektskizzen für einen Versuch auf ihrem Gebiet einzureichen. 23 Gemeinden sind
dieser Aufforderung nachgekommen und haben ihre Entwürfe für die Erprobung von
öffentlichen Datenbanken, Teleshopping, Alarmsystemen und von
Telekommunikationsanwendungen in den Bereichen Schulung, Medizin, Tourismus
(Reservationen) oder Verkehrswesen eingereicht. Zwölf dieser Gemeinden wurden nun
von der PTT unter Berücksichtigung ihrer Grösse, ihrer Lage und der Art des
eingereichten Projektes als «Kommunikations-Modellgemeinden» ausgewählt und
sollen ihre Vorstellungen verwirklichen können. Da die PTT jedoch nur bereit war, CHF
50'000 pro Gemeinde zu investieren, blieb die Finanzierung des Versuchs noch
ungewiss. Ausgewählt wurden die Gemeinden Basel, Biel, Brig, Disentis (GR),
Frauenfeld, Locarno, Maur (ZH), Nyon (VD), Siders (VS), St. Moritz (GR), Sursee (LU) und
das Val de Travers (NE). 43
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Nach wie vor wenig Früchte tragen die Anstrengungen der PTT, Dienstleistungen Dritter
über eine Kombination von Telefon und Bildschirm, genannt Videotex, zu vermitteln.
Das Anwachsen der Abonnentenzahl von 8'000 auf rund 14'000 lag weit unter den
Erwartungen der PTT, die deshalb die Mietpreise für die Endgeräte nochmals drastisch
senkte. Investitionen von CHF 270 Mio und die Schaffung von 130 neuen Stellen sollen
nun in den nächsten drei bis sechs Jahren die Abonnentenzahl vervielfachen. Als Ziel
wurden 100'000 bis 200'000 Anschlüsse genannt. Die Trägerschaft der
Bildschirmzeitung «Teletext», die SRG und der Verband Schweizerischer Zeitungs- und
Zeitschriftenverleger (SZV), erhielt eine neue Konzession. 44
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Die Durchführung des Videotex-Kommerzialisierungsprojekts in sogenannten
Kommunikationsmodellgemeinden hatte bis jetzt keinen durchschlagenden Erfolg.
Datenbanken verschiedenster Art (Telebanking, Teleshopping, Versandhandel,
Elektronisches Telefonbuch (ETB), Veranstaltungskalender) und neu das Tele-Giro
konnten Fortschritte verzeichnen, wurden jedoch oft mangelhaft aktualisiert. Um
zukunftsträchtig zu werden, müsste das System über Glasfaserkabelnetz höhere
Übertragungskapazitäten erreichen und auch unabhängig von der Telefonleitung
werden; denn wer heute auf Videotex Daten abruft, besetzt gleichzeitig die
Telefonleitung. Hinzu kommt noch, dass die PTT das ETB den
Datenschutzerfordernissen anpassen mussten. «Telerom» bietet jedoch dieselben
Informationen des ehemaligen ETB auf Compact Dise wieder an, da sie als
Privatunternehmen nicht dem Datenschutzreglement des Bundes untersteht. Bis 1994
sollen nach den Vorstellungen der PTT 100'000 bis 200'000 Abonnenten Videotex
verwenden. Dafür werden Investitionen von ungefähr CHF 270 Mio nötig sein, denn bis
Mitte September waren erst 24'000 Anschlüsse in Betrieb. Neu hat das welsche
Fernsehen einen grossen Informationsdienst für Videotex aufgebaut (TV-Programme,
Sportnachrichten, Briefkastendienst, Quizspiele). Um die Attraktivität der angebotenen
Dienstleistung zu erhöhen, wurden die Abonnementsgebühren für die Geräte
abgeschafft. 45
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Das Projekt der PTT, in zwölf ausgewählten Kommunikationsmodellgemeinden (KMG)
eine neue Art der Zusammenarbeit zwischen Benützern und Anbietern im
Kommunikationsbereich zu testen und zu evaluieren, zeitigte bisher verschiedenste
Resultate. Während einige Gemeinden sich darauf beschränken, das Videotex-System
zu erproben, versuchen andere verschiedenste Formen der Verknüpfung von
Dienstleistungen mit neuen Telekommunikationssystemeri wie z. B. das Fernablesen
von Wasser-, Strom- und Gasverbrauch oder die Einrichtung von Alarmsystemen bei
Lawinenniedergängen oder Überschwemmungen. Um die Fortsetzung von vielen
begonnenen Projekten zu garantieren, müssten aber zusätzliche Bundesmittel zu den
CHF 144 Mio., welche von der PTT getragen werden, bewilligt werden. Im Bereich
Videotex haben die PTT nun über 50'000 Abonnenten an ihr Netz angeschlossen. Auf
europäischer Ebene existiert bisher ein Netzverbund mit den Ländern Deutschland,
Österreich und Luxemburg. Auch mit Frankreich, welches mit dem Minitel eine andere
technische Norm verwendet, wird eine Einigung angestrebt. Die Einrichtung von
Videotex-Terminals im Bundeshaus soll es den Parlamentariern erlauben,
Informationen z.B. aus den Datenbanken der Europäischen Gemeinschaft abzurufen. 46
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Im Bereich des Videotex konnten die PTTeine Zunahme der Abonnentenzahl auf ca. 65
000 verbuchen, mussten aber gleichzeitig eine Erhöhung der Abonnementspreise
ankündigen. Mit der Öffnung des Videotex-Systems im technischen Normenbereich
konnte die Verbindung mit dem französischen Minitel erreicht werden. Damit eröffnet
sich für die Videotex-Abonnenten ein Markt von über 16 000 Anbietern mit den
vielfältigsten Dienstleistungen. Im übrigen können nach der Inkraftsetzung des
Fernmeldegesetzes neben der PTT auch beliebige Dritte ein Videotex-System
anbieten. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Neue Medien

Bundespolizei, Provider und betroffene Bundesämter setzten angesichts der
rechtlichen Unsicherheiten, die sich im Zusammenhang mit der Sperrung von
rassistischen und pornographischen Websites ergaben, eine Kontaktgruppe „Zugang
zu strafbaren Inhalten im Internet“ ein. Denn trotz dem 1998 in Kraft getretenen neuen
Medienstrafrecht standen noch zahlreiche Fragen offen. So sollte die Gruppe nach
Lösungen suchen zwischen einer generellen Sperrung gewisser Websites – was einer
staatlichen Vorzensur gleichkäme – und einem Delegieren der Überprüfung
entsprechender Sites an die Provider – was diesen strafrechtliche
Überprüfungssaufgaben auferlegen würde. Besonders umstritten war, ob Provider nur
für Websites verantwortlich sind, die auf ihren Servern abgespeichert werden, oder
auch für solche, zu denen sie nur den Zugang verschaffen. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER
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Vor dem Hintergrund der offensichtlich werdenden Risiken einer wachsenden
Vernetzung der Informatik gründeten Ende Jahr Vertreter von Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und Wissenschaft die unabhängige Stiftung InfoSurance mit dem Ziel, Krisen
und Gefahren der neuen Informationstechnologien zu erkennen und zu analysieren. Die
Stiftung soll als vertrauliche Meldestelle und als Frühwarnorgan fungieren sowie
langfristig den Aufbau eines Kontakt- und Alarmnetzes ermöglichen. Neben dem Bund
gehören führende Kommunikations- und Transportunternehmen zu den ersten
Geldgebern der neuen Institution. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Seit September fahnden die Schweizerischen Polizeidienste neu gemeinsam und mit
internationaler Vernetzung im Internet nach Kriminellen. Der Polizei-Auftritt im Netz
dient laut Bundesamt für Polizeiwesen (BAP) als gesamtschweizerische Anlaufstelle und
soll die Kommunikation zwischen Polizei und Bevölkerung erleichtern. Hingegen brach
das BAP das rund zweijährige Pilotprojekt „Internet-Polizei“ ab, in dessen Rahmen zwei
Beamte – die ersten „Cybercops“ – mit der Beobachtung der Internetkriminalität bzw.
dem Absuchen des Internets nach Kinderpornographie und rassistischer Propaganda
beauftragt worden waren. Als Grund für den Abbruch gab das BAP Personalknappheit
an. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Im September riefen Vertreterinnen und Vertreter von Wirtschaft, Politik und
Wissenschaft das Impulsprogramm CH 21 ins Leben, um der Schweiz im internationalen
Wettstreit mit den Folgen der Digitalisierung einen Spitzenplatz zu sichern. Oberstes
Ziel der privaten Initiative ist es, alle Aktivitäten und Programme zu bündeln und zu
fördern, welche die Schweiz in den IKT einen Schritt weiter bringen. Dank dem Dialog
zwischen den verschiedenen Interessengruppen soll Transparenz in den Dschungel der
helvetischen IKT-Projekte gebracht werden – so beispielsweise durch die Veranstaltung
von Kongressen und den Aufbau eines Internet-Portals. Die CH 21 Charta, Herzstück des
Impulsprogramms, verpflichtet die Unterzeichnenden, sich aktiv in den zu
bearbeitenden Themenbereichen zu engagieren – so insbesondere auf
gesellschaftlicher Ebene (z.B. Internet für Frauen), in staatlichen Belangen (E-
Government) und in der Ausbildung. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Mitte des Berichtsjahres wurde ein Netzwerk aus Politikerinnen, Wirtschaftsfachleuten,
Bildungsexperten und Forscherinnen gegründet – mit dem Ziel, die digitale Spaltung in
der Schweiz zu bekämpfen. Zu diesem Zweck sollte möglichst allen Schweizerinnen und
Schweizern der Zugang zu den ICT ermöglicht werden. Denn insbesondere untere
Bildungsschichten und Personen über 50 Jahre fielen durch eine unter dem Schweizer
Durchschnitt liegenden Internetnutzung auf. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

„Swissregio TV“ ging als erstes internetgestütztes Regionalfernsehen online und
bedient die Regionen St. Gallen, Fürstenland und Toggenburg. Prinzip dieses
Internetfernsehens ist die Möglichkeit für den Konsumenten, sich kostenlos sein
eigenes Programm herunter zu laden. Noch ein weiteres internetgestütztes Projekt, das
„Buureradio“, ging auf Sendung. Dieses von Nationalrat Toni Brunner (svp, SG) ins Leben
gerufene Projekt will ein ländliches Publikum ansprechen und sich auf
Landwirtschaftsthemen konzentrieren. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.11.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Eine Kampagne vom Rat für Persönlichkeitsschutz, dessen Mitglieder aus Wissenschaft
und Wirtschaft stammen, will Kindern den Umgang mit persönlichen Daten im Internet
lehren und damit ihr Bewusstsein für ihre Privatsphäre stärken. Die Kampagne wurde
auf drei Jahre ausgelegt und grösstenteils mit Geldern aus der Wirtschaft finanziert.
Mitinvolviert ist der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer, der dafür sorgen will,
dass im neuen Lehrplan 21 der Umgang und die Schulung in den neuen Medien
thematisiert und umgesetzt wird. Grundsätzlich fehlt es nicht an politischen und
wirtschaftlichen Initiativen, die sich der Risiken des Internets annehmen. Staatliche wie
nichtstaatliche Akteure wollen die Medienkompetenz fördern. Allerdings brauche es
gemäss verschiedenen Experten eine bessere Vernetzung der Angebote. Im Oktober
fand ein erster Tag der Medienkompetenz statt, der sich den Herausforderungen
widmete, die Internet und Smartphone an Jugendliche stellen. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.10.2011
DEBORA SCHERRER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Landwirtschaft

Der im Herbst vergangenen Jahres vom SBV durchgeführte Test, in Hofläden Zahlungen
mit der Bezahl-App «Twint»  zu ermöglichen, war ein Erfolg, wie die Aargauer Zeitung
im Januar berichtete. Während der dreimonatigen Testphase im Kanton Aargau nutzten
über 400 Kunden das Angebot. Man habe sich deshalb dazu entschieden, schweizweit
Hofläden bei der Einrichtung des bargeldlosen Zahlungssystems zu unterstützen,
erklärte Andrea Oldani vom Bauernverband gegenüber der Zeitung. 55
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